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Nachdem eine scharfe Souderung der vielfach mit ein- 
ander verschlungenen Einrichtungen, Welche im mittelalter- 
lichen Deutschland die Erhaltung des öffentlichen Friedens 
zu ermöglichen die Bestimmung hatten, zuerst von Eluckhohn 
in seiner epochemachenden 'Geschichte des Gottesfriedens' mit 
feinem kiitischen Tact unternommen worden, sind die hierauf 
gerichteten Bestrebungen nach ihrem Unterschied und ihi*er 
Gemeinsamkeit erst klarer ins Bewusstsein getreten. Richti- 
ger begann man ihre Bedeutung zu würdigen, aber noch ha- 
ben sich die Anschauungen nicht ganz geklärt, die Periode 
beginnenden Verständnisses ist noch nicht überwunden. 

Eine einheitliche geschichtliche Betrachtung haben spe- 
ciell die Landfrieden noch gar nicht erfahren i), und doch 
erscheint dies Rechtsinstitut von einer Wichtigkeit, die auf 
eine möglichst eingehende Untersuchung seines Werdeganges 
wohl den gegründetsten Anspruch erheben darf, denn die 
Landfriedensaufrichtungen waren es, welche durch ein neues 
nach und nach ausgebildetes System von öffentlichen Stra- 
fen die zur Zeit einzigst mögliche Garantie des Rechts- 
schutzes zu bieten im Stande waren, nachdem der alte Ge- 
meinfriede mit seinem Busssystem sich als ein völlig garan- 
tieloser erwiesen hatte 2). 

Andererseits aber kann ihre grosse Bedeutung erst voll- 
ständig und vorurtheilsfrei gewürdigt werden, wenn ihre ganze 



1) Datt, de pace imperii publica libri Y, Ulm 1698, waren die 
früh. Ldfr. unbekannt. — Ueber die alt. f. uns. Zweck gänzl. un- 
brauchb. Litt. b. Wilda in Weiske, Rechtslexicon, VI, p. 248. 

2) Vgl. Böhlau, Novae Const. etc. p. 81 f. 
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e Entwicklung klar vor uns 

im Aufsuchen der ersten F 

zum Gewebe uns nicht von 

nterpretatioiien, wozu der La 

en Inhalt habe a priori 

18 wii'd unsere Aufgabe 

mngen die rohen Bausteint 

ens als historischen Denknu 

3h vielleicht 'etwas mehr Licht' werde in der Fin- 

uud man sich vor allem gewöhne, nicht mehr vom 

eu zu reden, als wenn er heute und gestern der- 

esen. 

er vorliegenden Schrift habe ich nun den ersteu 

gemacht, dieser Institution, soweit das dürftig vor- 

jhronistisehe und urkundliche Material dies erlaubte, 

ie ersten Anfänge iiachzufoi'schen und dann ihre 

e bis in* die Zeit Heinrichs IV,, wo sie festere 

anzunehmen beginnt , herabzufdhren , mag auch 

meinere Interesse erst mit der Fridericiaiiiacheu 

ensgesetzgebung beginnen. Um diese aber würdi- 

e Strafrechtahistoriker , die sich bisher mit den Ldfr. bc- 
&ben, hatten iramer nur die spätem im Auge, von wo ein 
B auf die alt. nun und □immermehr erlaubt seiu kanu. Das 
vou liähtaa'a (1. v.) z. Tb. zutrefieuden Bemerkungen. ~ 

(iesth. d. brandbg.-preuss. Strafr. I, p. 23 iet dadurch zu 
t geführt worden, dass die Ldfr. nur gelegeiitl. and. Ver- 
s der Fehde gedenken, während üoch fiir die alt. Zeit die 
fast vollständig zurücktritt. ^ Osenbrüggen , Alam. Strafr. 
1 nur von diesem Gesichtspunkt aus die Krwähnuog des 
älleud erscheinen. — Die Inhaltsangabe bei Stobbe, Gsech. 
3n Bechtsq. I, p. 474 tritlt nicht alle Ldfr. — Eiuhhora'a 
^taat«- u. Rechtsgesch. UI, p. 119) richtiger Gedanke von 
cheiduug zwischen genieiucn u. besonders errichteten Ldfr, 
Vächter (Neues Archiv d. Criminalrechta XII, p, 351 f. p. 
eu sehr auf die Spitze getrieben , was sich aus den Drkuii- 
erweiseu lösst. Beide haben sonst auch nur die spät. Ldfr- 

— So au(;h Erhard, Mitth. z. Gesch. d. Ldfr. in Teutich- 
u. MicheUen, Urkdl. Beitr. z. Gesch. d. Ldfr. in Deutech- 



gen zu kÖDoen, müssen wir uns erst das Terr 
von wo ans ein solcher Standpunkt eingenomi 
kann. Das ist der Zweck dieser Schrift, und f 
vielleicht in einer Sprache, die sich hier und 
hergebrachte Trockenheit der Dissertation zu e: 
sucht, so mag man das dem Verf. zu gut halten 
Bestreben hervorgegangen, was er hier bietet, 
grossem Leserkreise an seinem bescheidenen Thei 
zu macheu, während der Stoff das eigentlich auE 
scheint. 

Herrn Geh. Reg.-Rath Waitz aber, dem h( 
Meister und Lehrer, fühle ich mich gedrungen, R 
sächlich bewiesene Interesse, das er von Anfang i 
stehen dieses Erstlingswerks bezeigt hat und di 
Hülfe , die er im weitern Verlaufe seiner A 
hat zu Theil werden lassen, meinen aufrichtigsi 
dieser Stelle auszusprechen. 



i allgemein bekannt ist, beruhte der alte Rechtszu- 
ei den deutschen wie anter den germanischen Völ- 
)erhaiipt auf der Wahning des Friedens ')■ Frieden 
sn, d. b. den rechtlich gesichci-ten Zustand in der 
smeinschaft nicht zn gefährden, indem man auf un- 
esige Weise einem Becbtsgenossen Schaden an Leib 
t zufUgte oder seine Ehre kränkte, war Jeder an und 

verpflichtet und wer denselben verletzte, beging Frie- 
ch, in folge. wovon er dem Verletzten gegenüber fai- 
urde *). Aber eine Erweiterung dieses Begriffs des 
n Friedens, die Idee eines besondem Friedens musste 
on damit herausbilden, dasa auaserordentlicherweise 

Ausgleichung zweier sich befehdenden Parteien ein 
ger Friede durch Gelöbniss derselben oder durch Be- 

Eichters gewirkt wurde, oder na:ch erfolgter Beile- 
aer grossem Streitigkeit, sei es auf ausserordentlichem 
lei es durch Urtbeil, ein beständiger Friede besonders 
vurde, dessen Bruch höhere Busse nach sich zog 3). 
in jedoch bleibt die Handhabung dieses Verhältnisses 
ienstand des gemeinen Rechts, das auch für gewisse 

und Zeiten früh einen hohem Frieden kannte und 

Personenklassen mit höberm Recht ausstattete, eben 

Wilda, Strafrecht der Germanen p. 224 ff. 

ffilda, 1. c. p. 225. 26i. — Blumer, der gelobte Friede und 

'erletznng etc. in der Zeitschrift für dentscheB Recht, IX, p. 

n'ächter, Beiträge zut deutschen Geschichte, insL. zur Gesch. 

.■hen'Strafrechts, p. 43 ff. 

ffilda p. 231. — V. Woringeu, Beiträge iar die Geschichte des 

n Strafrech ts p. 63. 



als Satzung des bestehenden, von dem tiefen sittlichien Ernst 
der Germanen zeugenden Friedensrechts als solchen. So 
wii'd auch durch die besonders gebotenen oder gelobten Frie- 
den kein neues Vertragsrecht für die Paciscirenden ge- 
schaffen. 

Mit der sich hervorbildenden Königsherrschaft aber tritt 
als wesentlich neues Moment der Eönigsbann in das deutsche 
Rechtsleben ein. Nun findet auch zum ersten Mal in den 
karolingischen Kapitularien das Strafrecht eine reichsgesetz- 
liche Regelung in umfassenderem Masse, mit dem Anspruch 
auf unbedingten Gehorsam auftretend. Ja sogar zur dauern- 
den Erhaltung des Völkerfriedens werden bei den projectir- 
ten Reichstheilungen ziemlich ins einzelne gehende Bestim- 
mungen getroffen, welche beweisen, dass die Idee eines in- 
ternationalen Schiedsgerichts schon auf dem Imperatorenstuhl 
der fränkischen Könige ihre Vertretung gefunden bat ')• Eine 
Fortbildung aber, deren es so dringend bedurfte, ward die- 
ser wohlthätigen gesetzlichen Thätigkeit nicht zu Theil, zu 
einer Zeit nicht , da nach dem Vorfall der karolingischen 
Verfassung der Gemeinfriede fast unausgesetzt durch Ge- 
waltthätigkeiten durchbrochen wurde, die Organisation des 
alten Staats, der den Frieden geschützt hatte, sich aufzulö- 
sen begann, und ein mächtiger Herrenstand den Krieg gegen 
dessen Ordnungen unterhielt 2). Das geschriebene Recht der 
einzelnen Stämme fand wohl noch im grossen und ganzen 
eine unbedingte Anwendung, aber wir haben es uns man- 
nichfach durch gewohnheitsrechtliche Sätze erweitert zu den- 
ken 3) , denen aus der Zeit der Ludolfinger einige Gelegen- 
heitsgesetze criminellen Inhalts, die sich auf bestimmte Ver- 



>) Ich denke hierbei an die beiden merkwardigen Constitutionen 
Karls d. Gr. und Ludwig d. Fr. bei Pertz, Legg. I, p. 141 vom 8. Febr. 
806 c. 6 und p. 199 vom Juli 817 c. 4. 

2) Böhlau p. 80. 

3) Dönniges, deutsches Staatsrecht I, p. 573 f. — Stalin, Wiirtemb. 
Gesch. I, p. 357f. — Rockinger, Zur äussern Gesch. der alt. baier. Ldlr. 
in den Abhandlungen der Münch. Acad. der Wissensch. historische 
Classe, 1867, p. 417 f. — Osenbrüggen, 1. 9. p. 1 n. 1 u. p. 9 n. 1. 
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hältnisse und Personeu beziehcD, zur Seite zu stellen sind '). 
Keine Spur findet sich von einer einheitlichen, den Frieden 
dauernd sichernden Strafgesetzgehung. Und doch war die 
Verbürgung des Rechts und des Friedens eine der wichtig- 
sten Aufgaben des deutschen Königthums , und es ist auch 
dem durchgreifenden Arm der Ottonen gelungen, das wan- 
kende Rechtsgebäude in den Fundamenten zusammenzuhal- 
ten 2) , aber ob dabei ein geordneter Rechtsweg allemal be- 
treten worden ist, bleibt dunkel. Nur der Gedanke lässt 
sich, wie es scheint, mit Bestimmtheit verfolgen, dass der 
König als Schützer und Repräsentant der grossen staatlichen 
Friedensgemeinschaft einem Bruch dieses Verhältnisses ent- 
gegenzutreten hatte, und als Wiederherstellung dieses ideel- 
len Rechtsbündnisses erscheint daher seine hierauf gerichtete 
Thätigkeit in den einzelnen Provinzen des neuen Reichs 3). 
In den Wirren des Thronstreits aber nach Ausgang des letz- 
ten Otto , der noch einmal einem Sachsen die deutsche Kö- 
nigskrone zuwarf, hatte in manchen Gegenden die Zuchtlo- 
sigkeit so überhand genommen, dass hier wohl die Idee, der 



I) Abgesehen von den kaiserlichen Sanctionen von Bestimmun- 
gen des canonischen Rechts mache ich nur auf die bekannte Stelle 
.1 ..v>.^^^im Widukind II, 6 (SS. III, p. 439); Legg. II, p. 26 c. 1 ; p. 33 c. 7; 
Grandidier Histoire d'Alsace I, tit. 313 aufmerksam. Letztere Urkunde 
enthält eineii Strafcodex für Verletzung einer Schenkung an Kloster 
Murbach von Otto IL, 977 ausgestellt. Schon Ende des 8. Jh. kom- 
men solche von den Stiftern von Klosters chenkungen auf Verletzung 
derselben gesetzten Strafen vor. S. darüber Stalin, 1. c. I, p. 361. 
Aus späterer Zeit ebendaselbst p. 540. 

^) So heisst es gleich von Heinrich I. beim Cont. Reg. ad 920: 
initium sui regni disciplina servandae pacis inchoavit, und ad 936 
wird er als rex praecipuus pacis sectator gerühmt. Otto IL sagt in 
einer Urkunde vom 21. Juli 975 (Mon. ßoica XXVIII, I, 2U) von sich 
selbst: Radesponae manentes regni nostri stabilitatem pacemqae con- 
firmantes etc. - . » . . . — « 

3) Das gibt sich vor allem in folgenden 2 Stellen kund : Flodoardi 
ann. ad 926: Ebrardus quidam Transrhenensis in regnum Lotharii 
\ mittitur ab Heinrico iusticiam faciendi causa, et Lotharienses inter se 
. pace consociavit. — Ann. Hildesh. ad 965: Otto illum annum integrum 
in regno Saxonnm manebat inter im que omnes suos coadunavit ad pa- 
cem et concordiam. 
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moralischen Verpflichtung zur Aufrechterhaltung des öffent- 
lichen Friedens durch einen heiligen Eidschwur fdr eine ganze 
Provinz eine gesteigerte Verbindlichkeit zu gehen, ihre Ent- 
stehung finden konnte. Andererseits aber ist einer Ansicht 
entgegenzutreten, die bekannt genug und durch hervorragende 
Forscher repräsentirt ist, der Ansicht nämlich, welche die 
eigentlichen Landfriedensaufrichtungen schon in diese Zeit 
des im ganzen doch mächtigen kaiserlichen Regiments von 
welthistorischer Bedeutung hinaufgetragen hat, das in Hein- 
rich, dem zweiten deutschen Könige dieses Namens, einen 
würdigen Vertreter fand. Denn wenn wir die spärlichen 
Nachrichten , die uns über die Friedensbestrebungen dieses 
,, friedfertigen Vorkämpfers der Christenheit, der die Frie- 
densstörer vernichtete und aller Willkür widersagte", erhal- 
ten sind, durchmustern und einer sorgfältigen Prüfung noch 
einmal unterziehen, obgleich sie schon mehrfach Gegenstand 
ausführlicher Untersuchung von erprobteren Kräften gewesen 
sind, dürften wir im wesentlichen zu dem Resultate gelan- 
gen, dass hier zwar wohl die Anfänge dieser Institution lie- 
gen, aber an seine Ausbildung, wie sie uns am Ende des 
Jahrhunderts entgegentritt, zu denken, die zum Theil dun- 
keln Notizen nicht die geringsten Anhaltspunkte gewähren. 

Adalbold von Utrecht ') berichtet zum Jahre 1004 % 
dass nach dem Tode Herzog Hermanns von Schwaben und 
der Bestätigung des unmündigen gleichnamigen Sohnes durch 
Heinrich, wo es des Friedens also recht bedürfen mochte, 
dieser einen Landtag zu Zürich hielt und dort Alle vom 
kleinsten bis zum grössten zwang, einer Schwurgenossenschaft 
zum Schutz des Friedens beizutreten. Dass hierunter der 
gemeine Friede, der „an und für sich im Lande sein soll", 



1) Adalboldi Vita Heinrici II, c. 42 (SS. IV, p. 694) : In loco ergo 
qui Turegum dicitur, coUoquium tenuit, omnesque pro pace tuenda 
pro latrocinüs non consentiendis a minimo usque ad maximum iurare 
compulit. Sic tota Alemannia sab pacis quite statuta . . . 

'^) V. Oiesebrecht, Geschichte der deutschen Kaiserzeit, 3. Aufl. 
II, p. 71 sagt irrthümlich 1005. Urkundlich bezeugt ist Heinrichs 
Aufenthalt zu Zürich am 17. Juni 1004. Böhmer, Reg, nr. 956. 957. 
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zu verstehen sei, hat üsinger zuerst hervorgehoben, nach- 
dem Luden 2) es in dieser Beziehung mit einer Andeutung 
hatte bewenden lassen; und nichts zwingt uns , der zuerst 
von Stalin 3) ausgesprochenen , von Giesebrecht 4) energisch 
vertheidigten Auffassung beizutreten, dass an die Aufriclitung 
eines beschworenen Landfriedens mit neuen niedergeschrie- 
benen Bestimmungen hier schon gedacht werden könne, iiu- 
dererseits aber bleibt die Pa^'sche 5) Erklärung des Gegen- 
stands dieses GoUoquiums als einer Ausgleichung von Streitig- 
keiten Einzelner hinter der Bedeutung des Wortlauts zurück. 
Auch Thietmar von Merseburg bedient sich durchaus nicht 
Ausdrücke , die auf eine gewöhnliche Massregel Heinrichs 
schliessen lassen 6). Er ist nicht so ausführlich als der Bio- 
graph des Königs, der das Gerippe seiner Darstellung ihm 
entlehnt hat, aber ihn deshalb im Widerspruch mit dem bei 
Adalbold Gesagten erblicken zu wollen, kann ich nicht be- 
gi'ündet finden. Ich glaube, dieselbe enthält nichts, was zur 
Entkräftung der bestimmten Angabe des hochgestellten Zeit- 
genossen, dessen Werk von Alpert als so vortrefflich bezeich- 
net wurde, dass er über die Thaten Heinrichs H. deshalb 
nicht reden wolle 7), dienen könne. Wenn er feagt, der Kö- 
nig habe alle schwören lassen, so können wir das unmöglich 
blos für eine rednerische Ausschmückung halten, oder wir 
müssten auch den Landtag in Zürich selbst in die gleiche 



») in v. Sytel's histor. Zeitschrift VIII, p. 426—428. 

2) Geschichte des Teutschen Volks VII, p. 379. 

3) 1. c. I, p. 472. — Kluckhohn, Geschichte des Gottesfriedens 
p. 79, der sich ihm sonst anschliesst, spricht nicht von einem 'ge- 
schärften' Gebot des Landfriedens und nähert sich dadurch unserer 
Auffassung etwas mehr als dieser, aber er wirft die Friedenseinigun- 
gen des ganzen 11. Jh. unter der Bezeichnung 'Landfrieden' alle in 
eine Kategorie. 

4) 1. c. II, p. 71 f. u. Anm. p. 594—596. 

5) In Hirsch, Jahrbb. d. deutschen Reichs unter Heinrich II. II, 
p. 454—457. 

6) Thietm, Chron. VI, c. 7. SS. III, p. 807: Alemanniae fines 
nuper a ducis Herimanni solatio privatos filioque eins puerulo deditog 
ad regendum et confirmandum invadit. 

7) Vgl. Wattenbach, Deutschlands Geschieh tsquellen I, p. 288. 
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Categorie rhetorischer Geschichtsfabrication setzen, denn auch 
hiervon steht nichts im Thietmar. — Aber es steht auch wie- 
der nicht hier, dass der König sich von allen den Schwur 
habe leisten lassen, auch nicht, dass alle zu Zürich geschwo- 
ren haben, wie Papst anzunehmen geneigt ist. Auf die es 
hier zunächst ankam , waren ja allerdings diejenigen , die 
selbst das Kecht der Gerichtsbarkeit übten, die Grossen des 
Landes, und nur diese werden sich unmittelbar dem König 
zur energischen Handhabung der Strafjustiz, besonders gegen 
das ßäuberwesen mit allem Nachdruck einzuschreiten ver- 
pflichtet und dann auf Andringen Heinrichs die ihrer Ge- 
richtshoheit untergebenen zur eidlichen Gelobung des Frie- 
dens gezwungen haben i). Um seine Beichsgewalt geltend 
zu machen, und eine Gonsolidirung der innern Zustände nach 
dem Ableben seines frühem Gegners in dem nun verwaisten 
Schwaben anzubahnen , trat der Kaiser in die herzoglichen 
Rechte ein, wozu die Handhabung des gemeinen Friedens 
recht eigentlich gehörte 2). Aber da die Interessen der Krone 
nicht erlaubten, die beständige üeberwachung des Friedens 
an Ort und Stelle als oberste Schutzmacht selber zu über- 
nehmen, gab sie die hierauf bezüglichen Bechte bei der Min- 
derjährigkeit des Amtsnachfolgers wohl interimistisch in die 
Hand einer Schwurgenossenschaft, in der alle Stände vertre- 
ten waren 3). Ganz Alemannien, das vorher von Fehden fast 



1) Dies Bchliesst nicht aus , dass einzelne , die sich zur Zeit in 
Zürich befanden, resp. dorthin gekommen waren, schon dort geschwo- 
ren haben können. £s wird dies sogar wahrscheinlich durch die Vor- 
stellung der Kleinen vor die Grossen (a minimo usque ad maximum). 
Das ganze Volk der Provinz braucht sich zu dem Zweck nicht in Zü- 
rich zusammengedrängt zu haben. 

2) Eichhorn, 1. c. II, p. 60 f. — Wilda, 1. c. p. 474 n» 1 bemerkt,' 
dass schon im karoling. Staate propter pacem conservandam vorzüg- \ 
lieh die Beamten bestellt waren, die den König vertraten. Vgl. Gap." 
miss. a. 817. c. 27. Legg. I, p. 218. — Interessant ist die Notitia di- 
visionis in den Mitth. d. antiquar. Gesellsch. zu Zürich VII, p. 48 n. 26. 

3) Aehnlich fasst Mascou, Commentarii de rebus Imperii Roman o- 
Germanici a Conr. I. usq. ad obit. Henr. HI, p. 205 f. schon die Stelle, 
wenn er sagt: utque imbecillae aetati prospiceret, Tiguri (?) in con» 
ventu Provincialium omnes ad pacem observandam iureiurando adigit. 
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issene Land, musste nun woU in erquickende Ruhe ver- 
et werden, wie Ädalbold rühmt. Das waren die Wirkun- 

des Schwurs, den der fromme König für die Zwecke der 
rechterhaltung des Friedens practisch nutzbar zu macheii 
itand. 

Nach diesem seinen 'beschworenen Landfrieden in Schwü- 

, der sich uns als eine Einung zur Wahrung des Frie- 
i auf Grund des Landesrechts dargestellt hat, zählt Gie- 
■echt einen auf 5 Jahre von Heinrich zu Merseburg für 
laen errichteten auf und stützt sich dabei auf die viel- 
t« Stelle des Thietmar z. J. 1011 '). Aber zunächst ist 

Usiuger ins richtige Licht gestellt worden, dass wir eine 
ausserordentliche Massregel unmöglich da annehmen kön- 
, wo durchschlagendere Machtmittel dem deutschen KÖ- 

zu Gebot gestanden haben müssen, wie wenn es sich 
i darum handelte, ein paar fehdelustige Ritter zui' Ruhe 
bringen ; dass es aber nur solche höchst unbedeutende 
del gewesen sein könnten, die zur Aufrichtung eines 
üfriedens geführt hätten, ergäbe sich aus dem Schweigen 

den Beweggründen hieza bei nnserm sonst ziemlich red- 
ien Autor von selbst. Er verfährt Eingangs dieses Capi- 

allerdings überhaupt ganz summariscli in der Aufzahlung 

verschiedenen Kegierungshandlungen des Kaisers. Die 
e sind gedningt , und knapp ist ihr Inhalt , eine ganz 
! Erscheinung aber würde, auch abgesehen von der Ver- 
dnisslodgkeit für die inneren Verhältuisse des Reichs, die 

am Ende geltend machen -könnte, von einem kaiserli- 
i Bathsmitglied, dem Sischof, der viel an Hofe zu ver- 
■en Gelegenheit hatte, sich nicht so kurz haben erwähnen 
in. In den Augen des Chronisten scheint sich diese pax 
la als eine ganz gewöhnliche Massregel darzustellen, über 
be er weitere Worte zu verlieren nicht nöthig findet, 
im brauchen wir aber mit Papst nicht wieder an die ge- 



) Tbietm. VI, 39 (L c. p. 628): Tunc iteruin eibi porcaram Mer- 
■g inviBit et, firmata ibi ad quinque annoa mntaa pace cum con- 
panoorum , urbem Liubusnam dictam edificare et confirmare 
iepit. 
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wölmliche Versöhnung zu denken, die als Folge der Beile- 
gung von Fehden Einzelner uns schon in germanischer Zeit 
entgegengetreten war, denn dann würden, wie beim Altstädter 
Fiirstenconvent, worauf er sich beruft *), doch die Namen der 
Streitenden mitgetheilt worden sein. Usinger nun hat, abse- 
hend von einer Friedensstiftung im Innern des Reichs zwi- 
schen einzelnen Grossen, an einen Frieden zwischen Heinrich 
und irgend einem Slavenstamme gedacht, zu welcher Ansicht 
schon- Wachler 2) neigte , und man muss ja zugeben , dass 
mutua pax bei Thietmar ebensowol vx)m Waffenstillstand im 
Kriege vorkommt, wie als Folge eines richterlichen Friedens- 
gebots 3), aber nach der gründlichen Widerlegung von Papst 
ist. diese Conjectur in Bezug auf die Liutizen und Meissner 
nicht mehr zu halten, und es ist ferner kein Zweifel, dass 
Laurent in seiner nonchalanten Uebersetzung des Mersebur- 
ger Chronisten und ebenso Lelewel 4) , wie Zeissberg schon 
bemerkt 5) , ganz willkürlich verfahren , wenn sie von einem 
5jährigen Waffenstillstand zwischen dem deutschen Könige 



1) Thietm. VII, c. 35 p. 852. -— Das Auftreten der Eidesleistung 
zur Bekräftigung eines solchen Sühn Vertrags , wenn sie von Reichs- 
ständen abgegeben wird, ist an und für sich wohl ein wichtiges Mo- 
ment für die Gescbiclite der besondern Frieden, und mag sie auch 
seit Heinrich II. erst gebräuchlicher geworden sein, aber doch schon 
unter Heinrich I. werden Verträge unter den Grossen vor dem Kö- 
nige geschlossen. Vgl. Beyer, Mittelrheinisches ürkundenbuch I, p. 
233. In Erhards Cod. dipl. I, n. 70 p. 54 sagt Otto I. : fecimus inter 
eos reconciliationem utrimque comprobatam etc. Fv^ Otto HI. vgl. 
Lacomblet I, nr. 127 p. 77. Auf diese Stellen bin ich durch Franklin, 
das königl. und Reichshofgericht in Deutschland, in den Forschungen 
z. deutschen Gesch. IV, p. 462 — 487 aufmerksam geworden. Ebenda 
p. 492 finden sich 2 von Heinrich II. gebotene,' den streitenden Par- 
teien (Balderich u. Wichmann} beschworene Frieden citirt. — 

2) im Artikel ^Faustrecht' in Ersch und Gruber, Allgem. Ency- 
clopädie, Sect. I, Th. 42, p. 123. 

3) SS. III, p. 815. 1. VI. c. 24 im erstem Sinne, p. 834. 1. VI. c 
95 im zweiten. 

4) Polska wiekow srednich II, p. 162. 

9) Die Kriege Kaiser Heinrichs II. mit Herzog Bolislav L von 
Polen; Wien 1868. Sitzungsberichte der Acad. der Wissensch. LVIl, 
p. 379. 
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und Herzog Boleslaw sprechen. Denn wenn auch unser je- 
doch sehr confuser Autor kurz vorher fortwährend vom Po- 
lenkriege Heinrichs gesprochen , und es später von diesem 
wieder heisst, äass er mit seinen Fürsten über einen neuen 
Feldzug gegen den hartnäckigen Gegner verhandelt habe '), 
werden wir doch zur Annahme eines zeitweilig zwischen ih- 
nen errichteten Friedens um so weniger genÖthigt 2) , dj 
Thietmar bald darauf, bevor der Beginn der wirklichen Feind' 
Seligkeiten nach ihm begonnen hat, hervorzuheben sich an- 
gelegen sein lässt, der Pole habe nun dem Generalkriegsbe- 
vollmäcbt^ten Heinrichs die Hand zu Friedenaunterhandlun- 
gen geboten 3) , woraus doch klar hervorgeht , dass beide 
Mächte sich noch als im Kriegszustand befindlich betrachte- 
ten , ein Friede resp. Waffenstillstand also noch gar nicht 
abgeschlossen worden sein konnte; zudem lag kein Grund 
vor, wesshalb sich der aufrichtige Thietmar dann nicht hätte 
deutlicher ausdrücken sollen. Vollständiges Licht in das my- 
steriöse Mersebui^er Friedensw«rk zn bringen, wird — ge- 
stehen wii' es offen — eben nicht möglich sein. Aber bei 
der Allgemeinheit der dunkeln Aeusseruug Thietmars sind 
wir wohl am ehesten berecht^t, auch auf den allgeraeinen 
Character des auf 5 Jahre in Sachsen und auch wohl für 
Sadisen befestigten Friedens einen Rückschluss zu machen. 
Was für Massregeln hingegen zur Befestigung des Friedens 
gedient haben — wer kann das mit Gewissheit sagen? Mit 
dem Rath weniger, sagt unser Autor in seinem Autographon, 
sei die Pacification unternommen worden, also muss die Art 
und Weise ihrer Ausführung wenig populär gewesen sein. 
Vielleicht war Heinrich in dem stet« aufrührerischen Sachsen, 



1) Thietm. VI, c. 44, p. 826. 

I) Anoh aus dem Umetaude , den Ijelewel 1. c. nacbdruckavoU 
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Weislich ist die Beobachtung dieses Vertrags auf einzekte 
Tage und Zeiträume vertheilt worden, nämlich von Mitwoch 
Abends bis zum Sonnenaufgang Montags, während der gesetz- 
lichen Vigilien und an den von der Kirche gebotenen Festen 
der Heiligen und in den 4 Fastenzeiten des Jahrs vom Ad- 
ventssonntag an bis zum Sonntag nach Epiphanias und vom 
Montag Septuagesimae bis 8 Tage nach Pfingsten. Niemand 
darf dann Waffen tragen, ausgenommen der nothwendig rei- 
sen muss, und wenn man sie gegen offine Feinde der könig- 
lichen Majestät brauchen sollte ')> di© vom Bunde ausge- 
schlossen sind. 

Wer nun an vorgenaimten Tagen und Zeiten seinen 
Schwurgenossen mitBaub, Brandstiftung oder Gefangennahme 
heimsucht, oder mit irgend einer kühnen Anmassung in die 
Umzäunung seines Hofs, in das Gemach seines Hauses ein- 
dringt , oder ihn blutrünstig schlägt , soll , wenn er ein Freier 
ist, den Tod erleiden, ein Knecht wird der Hand beraubt. 
Wer einen dieser Verbrechen Angeklagten verbirgt oder 
ihn entfliehen lässt, verfällt der gleichen Verurtheilung. Und 
wer aus Wuth oder sonst einer feindlichen Absicht die 
Schwurgenossen unrechtmässiger Weise anschreit oder ver- 
wegenen Sinns herausfordert, er sei Freier oder Knecht, un- 
terliege derselben Strafe. 

Wird Jemand aus irgend einer Absicht wie ein Schuldi- 
ger angeklagt und appellirt er selbst an die Reinigung seiner^ ^ 
Unschuld, so thue er das, Freier oder Ministeriale, nach einer' »\ 
Frist von 7 Tagen mit eben so viel Zeugen seines Standes; der {. 
gemeine Mann 2) aber und Bauer, dessen Zeugniss von gerin- 
gerem Werth ist, reinige sich durch die kalte Wasserprobe. 
Für Diebstahl von 1 oder 2 Sickel 3) Werth ist Ver- 



I « , •• .4 •• c 



1) 80 , glaube ich , war der Gedankenpfang, der die beiden Sätze 
verband: exceptis necessario transeuntibus , exclusis omnibus publicis 
regie raaiestatis hostibus. Waitz, 1. c. p. 16 (2). 

2) plebejus. Vgl. Waitz, deutsche Verfassungsgesch. V, p. 187. 

3) Strobel , Vaterländische Geschichte des Elsass , I, p. 282 misst 
den DiebstflÄil in Hohlmassen. Die Ansicht hat den Vorzug der Neu- 
heit! Nach Ducange entspricht der Sickel ungefähr 2 solidus, also 

3* 
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lust der Kopfhaut mit den Haaren, wenn dies zum 2teii 
Mal vorkommt, wie für Diebsi^iloder ßaub von 5 Sickel 
Werth, Verlust der Hand fe8tgOTPHH||im 3ten Mal wird der 
Dieb ohne weiters aufgehängt. • t^I 

Wenn die Theilnehmer, des Bundes durch die Heerfahrt 
des Kaisers oder durch Geriifte der Vertragsgenossen in Be- 
wegung sich setzen, haben sie für 3 Tage ( eigene »Fourage 
itzuführen. Dauert der Marsch länger, dürfen sia nur für 
j Pferde Futter und was zum Essen gerade nothwendig 
^.W. h. Kraut, Gemüse, Birnen, Holz und was zur Aus- 
übung der Jagd gehört, sich wegnehmen. Zuchtpferde oder 
Stuten und dann Weingärten und Saaten sollen unter diesem 
ewigen Friedensschutze verbleiben, wenn nicht zufällig Einer 
ihrer zum Futter seines Pferds bedarf, dann nehnje er soviel 
als hinreicht, jedoch auf ofiEner Strasse. 

Was Jeder . vor dem Erlass dieses Dekrets nach Erb- 
oder Lehnrecht *) besass, behalte er auch jetzt nach demsel- 
ben Rechte. 

Wenn Jemand sich vor dem Schwur dieses Friedens zurück- 
gezogen oder fälschlich angegeben hat, ihn schon geleistet zu 
haben, und nun innerhalb 7 Tage ihn anerkennen will, bekräf- 
tige er es durch die vorgenannte Anzahl von Zeugen. Und 
will er das nicht, oder widersagt er bei irgend einer Gelegen- 
heit 2) , 80 werde mit ihm entweder nach den Bestimmungen 
des Vertrags verfahren , oder er mache dass er fortkomme 3). 

Mit der grössten Sorgfalt haben alle über diese Bestim- 
mungen zu wachen, und die Stifter darauf zu achten, dass 
nichts frevelhaftes und unüberlegtes nach diesem Vertrage 
geschehe. Zum Schwur sollen die Jüngern fortwährend ange- 
halten oder sogar gezwungen werden, weil sich erwarten lässt, 
dass sie um so nachlässiger sind, je jünger sie sind. 

Und damit ein so nützliches und heiliges Friedensdekret 



annähernd, dem Münzwerth nach, 2 östr. Silbergulden, oder 4 Reichs- 
mark. Vgl. Floto, Kaiser Heinrich IV. und seine Zeit, I, p.^'sl. 
'^ vel proprietatis vel regiminis iure, Waitz, 1. c. p. 17 (10). 

2) vel aliqua occasione contradixerit, 1. c. (10). 

3) aut discedens discedat. 
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nicht schmählicher Weise der Vergessenheit anheimfalle , sei 
rlen Priestern besonders seine Obhut anvertraut, und da 
IPapst Leo es durch seinen Baiin bekräftigt hat, soll es an 
alle n Sonntagen immer wieder von den Einzeln verlesen wer- 
den und am Mittwoch Abend das Herannahen des Gottes- 
friedens, denn so ziemt es sich , durch die Kirghfiüglüßkfin 
eingeläutet werden ')." 

Wir sehen, es handelt sich hier nicht um eine Bestäti- 
gung des Gottesfriedens im allgemeinen, sondern um die 
Sanction dieses bestimmten Friedensvertrags, der gegen die 
vorangegangenen Einigungen der Art einen so bedeutenden 
Fortschritt bezeichnet, dass man leicht geneigt sein konnte 
ihn in eine spätere Zeit zu setzet. Das Vorwiegen der To- 
desstrafe für den Freien, zumal während der Unfreie mit 
Verlust der Hand in den meisten Fällen wegkommt, ist et- 
was ganz unerhörtes, in der deutschen Strafrechtsgeschichte 
bis hierhin nicht dagewesenes , unvermittelt dastehendes Fac- 
tum, die frühe Gleichstellung des Ministerialen mit dem 
Freien 2) könnte uns gleichfalls beirren, die Aufnahme des 
Diebstahls in den Gottesfrieden bleibt auf diesen einzelnen 
Fall beschränkt, aber wir werden doch durch mehr negative 
als positive Gründe gezwungen ihn als ein legitimes Kind der 
fehdevollen Zeit anzusehen, da der Dagsburger vom päpstli- 
chen Stuhl ins Elsass stieg, um den Tod seines Bruders Ger- 
hard von Egisheim zu einer ernsten Friedensmahnung für die 
gewaltthätigen Grossen sich gestalten zu lassen 3). Denn 



1) et quia Leonis pape banno sancitum est, cunctis dominicis die- 
bus constanter doceatur; et semper in quarte ferie vesp.era Dei pacis 
adventus, ut oportet, cum sonitu campanarum publice indicetur. (14.) 

2) Vgl. darüber Waitz, deutsche Yerfassungsgesch. V, p. 322, n. L 

3) Vgl. Strobel, 1. c. I, p. 279. — Bedeutend erleichtert wäre 
ohne Zweifel der Versuch einer Zeitbestimmung , wenn uns die Urkunde 
noch handschriftlich vorläge Nach Beat us Rhen anus (Rer. Germ. lib. 
III. ed. Froben, 1532, p. 97 ff.) will sie Gran didier, Histoire d' Alsace, 
Preuves I, p. 245 noch benützt haben und Strobel, 1. c. n. 1 spricht so, 
als wenn sie sich noch in der Bibliothek des B. Rh. befände, die in 
die Schlettstadter Stadtbibliothek übergeführt worden. Aber schon vor 
Schöpflin's Zeit muss sie nach der Vermuthung des Herrn Stadtbiblio- 



m wir auch die Sanction Leos auf den Gottesfrieden 
lechthin beziehen wollten, was nicht anzunehmen ist, so 
re allerdings der Schlnss erlaubt, man habe in einer spä- 
Q Zeit nur auf diese Bekräftigung durch den päpstlichen 
in Bezug genommen ■), aber, da in unserer Urkunde der 
serliche Name erwähnt wird, so wäre das Zustandekom- 
Q wenn nicht noch in die Zeit Heinrichs IIL, doch zu- 
ihst nur zwischen 1084 und 1085 zu setzen, weil sein Nach- 
;er erst im erstem die Kaiserkrone erlangte und seit dem 
;enden Otto von Staufen, Bischof von Strassbui^, alle 
le Thätigkeit auf Annahme des Mainzer Gottesfriedens, — 
D er auch beigetreten sein wird, da er auf der Synode 
;egen war 2), — im Elsass gerichtet haben wird , bei einer 
ondem Einigung aber man sich gewiss seitdem lieber auf 
sen allgemeinen Synodalbeschluss berufen hätte, als auf 
B im Gedächtniss der meisten wahrscheinlich schon ver- 
ebte Genehmigung des Angehörigen eines Hauses, das 
;t energisch für das gregorianische Interesse eintrat, gegen 
beiden 'heresiarchischen' Bischöfe des Landes, denen mit 
1 Priestern gewiss auch die üeberwachung des Friedens 
1 Bunde übertragen war, fortwährend in Fehde lag und 
m Kaiser nicht anerkannte. Da uns indess jede schrift- 
lerische Notiz und jeder Anhaltspunkt überhaupt fehlt, 
:de es ein höchst willkürliches Verfahren genannt werden 
äsen, wenn wir die Urkunde in diesen engb^renzten Zeit- 



lars Wendung aus derselben entwendet worden sein , da im Cat&log 

rhenanischen Büchersammlnng, welchen dieeer Gelehrte verfasat 
, kein Mscrpt. verzeichnet ist, was die betreffende Urkunde könnte 
lalten haben. ~ Dem Bezirksarchivar des Ober-Elsass, Hm. Dr. ITan- 
Bohmid, und dorn Sta&tsarcliivar zu DÜBseldorf, Um. Dr. Hegert für 
I ßemühangen die Herbei Bchaffiing des Mscrpt, zu vermitteln, sei 
' mein herzlicher Dank gesagt. 

') Waitz , 1. G. p. 16. — Die Anklänge an die dort erwähnten L'r- 
den in einaelnen Ausdrücken geben einer näheren Zeitbestimniung 
h den grössten Spielraum. Zudem können sie ja eben ans nnserer 
nnde entlehnt sein. 

») Strobel, 1. c p. 303. 

3) Strobel, 1. c. p. 303 f. 
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räum zu setzen versuchten. Nach 1096 , wo Otto von Strass- 
burg mit Urban sich aussöhnte i), mochte man wiederum ge- 
neigter sein, sich auf den Clermonter Beschluss betr. den 
Gottesfrieden zu beziehen, besonders da der Staufe selbst im 
Sinne dieses Concils sich dem Kreuzheer wohl als einziger 
deutscher Bischof anschloss. Aus der Zeit Heinrich IV. blie- 
ben weiter die Jahre 1100 — 1105 als mögliche Entstehungs- 
zeit, wo Kuno ein unliebsames Regiment führte, der aber 
'wieder kaiserlich gesinnt war 2). Zwischen 1111, wo Hein- 
rich V. die Kaiserkrone empfing und 1121, wo auf dem er- 
sten Lateranconcil der Gottesfriede als allgemeines kirchli- 
ches Gebot verkündet wurde 3.) , der jede besondere Beru- 
fung überflüssig machte , müssen nach Eckehard ^) allerdings 
noch besondere Friedensvereinbarungen neben dem in perpe- 
tueller Wirksamkeit gedachten Nordhäuser Gottesfrieden ab- 
geschlossen worden sein, aber darunter dürfen wir die unsere 
wohl nicht rechnen, weü sie nach ihrem Hauptinhalt selbst 
ein Gottesfriede ist, diesem Begriff also nicht gegenüberge- 
setzt werden konnte. Und würde man in einer spätem Zeit, 
wenn man glaubte, durch die Bezugnahme auf die Bestäti- 
gung des Papstes, dessen Wiege im Msass gestanden, dem 
Frieden eine höhere Weihe, auch wohl höhere Rechtsgültig- 
keit zu geben, nicht leicht noch eine Steigerung im Eindruck 
auf die Menschen erzielt haben, wenn man Leo den Heili- 
gen, dessen Verehrung gleich nach seinem Tode begann 5), 



1) Strobel, p. 332. 

2) Strobel, ^. 335—338. 

») Kluckhohn , 1. c. p. 100. 

4) Ecceh. Chron. Univ. ad 1116 (SS. VI, p. 2) neque pax Dei ce- 
teraque iirmata sacfamentis pacta custodiuntur. Schon Kluckhohn, p. 
140. spricht hier von Friedensvereinbarungen. 

8) Vgl. Acta SS. April II, p. 643. — Schon Wibert, sein Archi- 
diacon und vorzüglichster Biograph sagt mit Bezug auf ihn Supernae 
mereamur esse participes gloriae, eo annuente qui in sanctis suis fecit 
mirabilia (Watterich, Vitae Romanor. pontif. I, p. 170) und nennt ihn 
auch sonst beatus. — Gleichfalls Libuinus qui est subdiaconus ac ser- 
vus 8ancti coufessoris nostri Papae Leonis (1. c. p. 177). Im Papstka- 
talog heisst es beatus Leo (p. 95—100), bei Bonizo beatus pontifex (p. 
104), beatissimus (p. 108). 



^m 



r*"*« 



T'- 






7*ii-. 



« •• 



.> ' 












40 



als den geistigen Urheber des Friedenswerks bezeichnet hätte, 
dessen Bann übrigens nach seinem Ableben, insofern die aus- 
schliessende Gewalt aus der Kirchengemeinschaft darunter 
begriffen ist , auch wohl keine absolute kirchenrechtliche Gül- 
tigkeit mehr in Anspruch nehmen dürfte? 

So werden wir auf seine Regierungszeit und damit in 
die Zeit Heinrichs III. zurückgewiesen, welcher letzterer je- 
doch, wie schon hervorgehoben, selbst ohne irgend eine Be- 
theiligung an dem Friedenswerk war, andererseits mochte 
die schuldige Rücksicht auf ihn, die sich darin kundgibt, 
dass alle seine Feinde vom Frieden ausgeschlossen wurden, 
ihn zufriedenstellen. Hierzu kommt, dass Leo zu wiederhol- 
ten Malen, allerdings auf dem Wege der Gesetzgebung, sich 
in ähnlichem Sinne thätig zeigte, der Treuga ein grösseres 
Wirkungsfeld zu erobern. Ducange's Verdienst ist es, dies 
zum ersten Mal hervorgehoben zu haben >). Die Dedications- 
tage der Kircheij. und jhi'Ä Vigilieu w^urden durch dieseioTapst 
bei der Weihe des heiligen Stephan zu Besangon am 3. Octo- 
ber 1050 für immer in die gefriedete Zeit aufgenommen, 
allen welche an der Dedicationsfeier theilnehmen wie an den 
damit verbundenen Märkten, wird auf dem Wege dorthin 
und zurück, bis sie wieder nach Hause gekommen sind, mit 
allen ihren Sachen (und ebenso dem Kirchhof den er daselbst 
geweiht hatte, bei seinem Bann) ein unverletzlicher Friede 
gewährt. Und schon vorher auf dem Rheimser Concil von 
1049, welchem Leo präsidirte, hatte er zum Schutz der ge- 
weihten Personen und der Armen verordnet, dass Niemand 



1) Sein Gitat habe ich allerdings nicht verfolgen können, ursprüng- 
licher scheint mir auch bei Chifflet, Vesontio, II, pT. 206: Statuit item 
ut vigilia et dies dedicationis in Treijgäjä Dei in perpetuum haberetur 
et omnes Uli qui ad eandem dedicationem vel .ad nundinas ibidem in- 
stitutas convenirent et omnis substantia eorum ubique quousque domum 
reversi essent.- Und dann : Praeterea bannum suum Apostolicura posuit, 
nequis caemeterium quod ipse ibidem sacraverat, vel quaecunque ipse 
(ut diximus) ibi statuta decreverat, in aliquo violare vel convellere 
praesumeret. Dies hat Chifflet tum ex archaeo Bisontini, tum ex anti- 
quä in ea basilica appensä, aber irrthümlich sagt er 1048, wie Jafife, 
Reg. Tont. Rom. nr. 3222 hervorhebt. 
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wagen sollte, jenen auf einer Reise Gewalt zuzufügen, diesen 
die letzte Habe räuberisch zu entreissen *). So wird es uns 
verständlich, dass, um den Privatfehden, welche damals das 
nn glückliche Elsass durchtobten und wodurch Leo in seiner 
eigenen Familie so herbes erfahren hatte , die Nothwendig- 
keit bindender Massregeln gegenüberzusetzen, dem Lande, 
>velchem er durch Abstammung und Güterbesitz angehörte, 
den Frieden wiederzugeben, ein Mann, der der cluniacensi- 
sclien Richtung mit ihren Friedensbestrebungen so nahe 
stand 2), mit ganzem Herzen seine apostolische Autorität her- 
lieh. Gross war dieser Einfluss im Elsass 2); wie allenthal- 
ben , wird auch hier der Hauptantheil der Bemühung die Ge- 
müther für den Vorschlag zu gewinnen ihnen zugefallen sein, 
sie streuten den Samen aus, der in dieser äussersten Ecke 
Deutschlands eine Erscheinung in die Frucht trieb, welche 
durch eine lange Reihe von Jahren vollständig isolirt geblie- 
ben ist und dann wesentlich abgeschwächt im Reiche unter 
veränderten Umständen erst eine allgemeine Lebensfähigkeit 
zu gewinnen vermochte. 

Während des Pontificats desselben Leo erfuhr auch der 
Gottesfriede nach der Seite hin seine Ausbildung, die uns 
als Vorläuferin der exclusiven Landfriedensbündnisse so wich- 
tig erscheint. Abgesehen von den besonders befriedeten Ta- 
gen und Zeiten, worin unbestreitbar das Wesen der eigentli- 
chen Treuga liegt, ist auf dem Concil zu Tulujes, auf der - j 
Synode zu Perpignan 1047 und dann ausführlicher allerdings 
erst in den Concilienbeschlüssen von Narborme 1054 den 
Geistlichen, Mönchen, Kaufleuten, Landleuten, den Weibern, 



1) Sacrosancta Concilia Labbei et Cossartii, t, IX, p. 1042 : Concil 
Rena. Can. IX: Ne quisque aliquibus sacri ordinis iter agentibus violen- 
tiarum ullam inferre änderet. 

Can. X: Ne quis pauperes homines rapinis vel captionibus vexaret. 
8emichon, Paix et treve de Dieu, I, p. 105 f. wirft ohne Grund dies 
Cauones und 1050 durcheinander, indem er von den Beschlüssen letztern 
Jal res meint: Cette resolution du pape Leon IX fut sans doute prise 
au concile de Heims etc. 

2) Vgl. V. Giesebreclit, 1. c. II, p. 452—466 u, p. 639. Anm. zu 
p. 380 f. 
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den Wallfahrern, Kirchen und ihrer Umgebung, sowie allen 
Besitzungen der Geistlichkeit, dann den verschiedeiist^i 
Hausthieren und dem Oelbaum, an dessen Stelle in unserer 
Urkunde als nordischer Nahrungszweig das Getreide erwähnt 
wird, ein beständiger und heilig zu haltender Friede garan- 
tirt worden '). In diese Entwickelungsreihe gehört auch un- 
ser von den Elsässem aufgerichteter Friede, für welcheß 
man eine lebhafte Betheiligung der Geistlichkeit bei seiner 
Grundlegung durch das ihnen gewährte Beaufsichtigungsrecht 
anzunehmen gezwungen wird. Eine nähere Zeitbestimmung 
wird sich bei dem vollständigen Verschweigen dieses wichti- 
gen Acts bei den Biographen Leos, die — Wibert von Toul 
nicht ausgenommen — bei ihrer Tendenz ein Heiligenleben 
zuschreiben, „die bedeutendsten politischen und sogar kirch- 
lichen Ereignisse nur im Fluge berühren", schwerlich treffec 
lassen. Urkundlich constatirt ist der Aufenthalt des Papsts 
im Elsass nur im Oct. und Nov. 1049 2). Ganz willkürlich 
ist die Annahme Grandidiers das Actenstück in 1051 zu 
SU setzen. Strobel ist ihm hierin gefolgt. 

Wenden wir uns nun zur Betrachtung seines Inhalts, so 
erhellt gleich auf den ersten Blick, dass wir eins der wich- 
tigsten Rechtsdenkmäler des 11. Jahrhunderts vor uns haben. 
An der Spitze steht ein Verzeichniss der Personen, welche 
einen immerwährenden Frieden gemessen sollen, ohne dass 
sie sich selbst irgend Jemandem zu verpflichten brauchen. 
Weiter stehen die Zuchtpferde, Weinberge und Saaten unter 
dem beständigen Schutze dieses Friedensvertrags. Hiervon 
wird der eigentliche Vertrag der Schwurgenossen getrennt 
der zur Waffenruhe für besonders gefriedete Tage verpflich- 
tet, zum Gottesfrieden im eigentiichen Sinne, dessen Heran- 
kunft ledesmal durch Glockenläuten verkündet werden soll; 
es folgen Straffestsetzungen für Gewaltthätigkeiten, die in 
dieser Zeit verübt worden , welche in der That einen wesent- 
lichen Fortschritt in der Strafrechtsidee bezeichnen, indem 
unnachsichtlich statt der hergebrachten kirchlichen scharfe. 



») Kluckhohn, p. 52. 

2) Jaffe, 1. c. nr. 3193—3199. 
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vielleicht zu scharfe, zu nivellirende weltliche Strafen ein- 
reten. Für Hausfriedensbruch im allgemeinen , Heimsuchung, 
Plünderung, Brandstiftung, Verwundung, Blutrünstigschlagen, 
Raubanfall, ungerechtes Gerüfte, verwegene Herausforderung, 
[Jnterlassung des Schwurs und für die Inschutznahme eines 
dieser Verbrechen beschuldigten ist unterschiedslos die To- 
desstrafe festgesetzt und zwar nur für den Freien; der Un- 
freie, der also auch den Schwur leisten musste, kam überall 
nait Handabhauen gelinder davon, wobei man wohl von dem 
Gedanken ausging, dass durch den Tod desselben der Herr 
in seinem Eigenthum benachtheiligt würde, andererseits aber 
hatte dasPrincip der Oeffentlichkeit der Sühne für ihn doch 
das MissHche, dass der Knecht durch Verlust der Rechten 
nothwendigerweise arbeitsunfähig wurde. Gegen Diebe wird 
liingegen diese Rücksichtnahme auf den Stand des Delin- 
quenten nicht genommen. Nach dem Werth des gestohlenen 
Objects wird das Strafmass abgegränzt. Wiederholung stellt 
den leichten Diebstahl (von 2 — 4 sol.) in dieselbe Reihe mit 
dem schweren (von 10 sol.). In der strafrechtlichen Folge 
tritt eine Steigerung von Decalvation zu Handabhauen zu Er- 
hängen ein. Unter die Kategorie des Diebstahls wird auch 
fallen, wenn Jemand auf einer Heerfahrt oder im Bundes- 
dienst resp im Vorbeiziehen von den Früchten am Wege 
mehr nimmt, als ihm ausdrücklich hier erlaubt wird. Diese 
Fälle mussten aber nothwendigerweise auch einmal ausser- 
halb der befriedeten Zeit eintreten, daher werden sich die 
Bestimmungen des Diebstahls nicht auch nur allein a]if die- 
sen engen Zeitraum beschränken, sondern sie werden eine 
allgemeine Gültigkeit in Anspruch nehmen, was an und für 
sich zweifelhaft gelassen ist. Einige Verordnungen über den 
Reinigungseid, Zwang zum Beitritt besonders für die Jün- 
gern, die Ueberwachung durch die Gründer, insbesondere 
durch die Geistlichen sind angehängt; als Basis aber des 
ganzen Vertrags erschien gewiss die Anerkennung des beste- 
henden Besitzstandes nach Erb - und Lehnr echt. Indem man 
sich so auf den Rechtsstandpunkt stellte, gab man hier im 
Elsass die heinricianische Theorie des privaten Ausgleichs 
auf. — Zweifellos ist dies das erste Beispiel des Eindringens 
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der bui^uidischen Institution ins deutsche Reich. Die rt- 
flecfirende Einführung in der Urkunde, die weise Bemerkiuif; 
über die Vertheilung der befriedeten Tage spricht für em 
neue Massregel wenigstens im Elsass, aber da sie in Deutsch- 
land überhaupt früher nicht nachzuweisen ist, auch im Reiche. 
Die Idee des temporären Friedens gewann damit zum erster 
Male Geltung, aber ihm zur Seite gingen jene altger maiiis cLec 
Anordnungen, welche besonders heiiligen und wehrlosen Per 
sonen, Orten, Gegenständen einen höhern beständigen Frie 
densschutz garantiren sollten. Nicht wie in Frankreich kann 
man die Spuren derartiger Einrichtungen vor diesem Zeit- 
punkte in den deutschen Grenzländem verfolgen, ich meiLe 
solche Einrichtungen, die diese alten Satzungen von Zeit zii 
Zeit wieder in das Gedächtniss der Menge zurückriefen '; 
Ob das damals (1004) in Zürich oder in Merseburg (101! 
geschehen, können wir nicht wissen; auf alle Fälle tritt hier 
zum ersten Mal auf deul^chem Boden eine andere Gewalt als 
der König auf, von welchem der höhere Friedensschutz al^ 
dem obersten Schirmherrn ausging, um diese Bestimmungen 
aus eigner Machtvollkommenheit und mit den Strafmittelr. 
der Kirche, wie es scheint, aufrecht zu erhalten. Es ist die^ 
die pax n eben der treuga Dei 2), wie sonst diese beiden Be- 
standtheile geschieden werden, und diese pax hat sich spä- 
ter als firmissima pax losgelöst, indem weltliche Strafen in- 
nerhalb eines längern Zeitraums ihren Bruch zu sühnen an- 
gesetzt wurden, und von dort erst datiren wir die Landfrie- 
denst)ündni8se.' Es scheint uns daher nicht richtig, wenn 



*) Kluckhohn, p. 51. 

2) Hier heissi es wie bei den Deutechen regelmässig pax I>ei -/Äir 
Bezeichnung der zeitweiligen Waffenruhe. Die Stelle ist also geeijrnc* 
der Kluckhohn'schen Auffassung zu secundiren, dass man nicht von tl r 
Treuga dei der hes. befriedeten Tage eine immerwährende pax Dei, die 
sich auf die bes. befriedeten Personen und Sachen bezöge, anzunehmei 
habe. Treuga Dei und pax Dei sind ideivtische Begriffe, aber nebtüi 
der Treuga kann pax selbstständig als Friede schlechthin stehen. Nach 
K.'s. (p. 51 f.) Vorgang aber kann man füglich fortfahren die pax et 
treuga Dei mit dem einheitlichen Namen des Gottesfriedensvertrags zu- 
8 amm en zufassen . 
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luckholuL-aaSjt, dass diese lDstitutiön.iuJD!ßutschk^ altern 
r Sprungs sei als der Gottesfriede, insofern eraucE"iene Be- 
immungen umfasst , wie unsere* pacis editio, und es ist fer- 
er nicht richtig, dass „der Gottesfriede hier eine kirchliche 
linriclitung war und blieb, von der wir erst nach einem 
alii'hundert vorübergehend eine Spur der Einwirkung auf 
ie Laiidfriedensordnungen finden ')". Denn neben der bau- 
enden Autorität des grossen Landsmanns auf St. Peters 
»tulü, neben der priesterlichen Obhut erscheinen als massge- 
bende Träger des Elsässer Friedenswerks, als die eigentlichen 
i^aciscenten alle weltlichen Stände, die Unfreien wie die 
dreien, der gemeine Mann 'wie der höchstgestellte, persön- 
iche und territoriale Factoren, wobei natürlicherweise die 
irsten Kategorien hauptsächlich eine passive Rolle gespielt 
laben werden, aber auch sie waren zum Schwur verpflichtet, 
ivie wir gesehen haben. 

War dies vielleicht eine Usurpation königlicher Rechte, 
so konnte doch für die Strafbarkeit des verletzten König- 
schutzes der alte Gesichtspunkt noch vollständig zur Geltung 
gelangen. Wenn auch in den letzten Regierungsjahren des 
dritten Heinrich, wie Franklin mit Recht hervorhebt 2), sich 
mehr und mehr eine gewisse Unzufriedenheit über die Ver- 
nachlässigung der wichtigsten Regentenpflichten, die dem 
deutschen Könige oblagen, zu verbreiten angefangen hatte, 
welche dann eben solche Erscheinung möglich machte, zu ei- 
gentlichen Landfriedensaufrichtungen durch ihn ist es am we- 
nigsten gekommen 3), denn es ruhte der Reichsfriede durch 
das energische Auftreten seines oft rücksichtlosen Vaters und 
seiner eigenen Thätigkeit doch im allgemeinen auf so fester 
Grundlage, dass die Idee der hidulgenz auf dem Kaiserthrone 
den würdigsten Repräsentanten, den wirkungsvollsten För- 
derer hatte finden können. Anders unter seinem Nachfolger, 
da der Stern der Grafen vom Worms- und Speiergau zu sin- 



l) 1. c. p. 85 f. 
i) 1. c. p. 503 u. 607. 

3) wenn er auch 1054 noch einige Räubernester im Schwäbischen 
zu zerstören hatte, wie v. Giesebrecht, 1. c. hervorhebt. 
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ken beginnt, dem Kaiserthum das Schwert entwunden wird. 
und die vertragsrechtliche Sicherung des gemeinen Frieden* 
als der einzige Rettungsanker in den immer höher schlagende: 
Wogen des Bürgerkriegs begierig wieder und nun von allei 
Seiten ergriffen wird, bis dann, ein ]^ind de r Revolati on , m 
den Trümmern der alten Rechtsordnung der Nothba u d^ 
yertragsmässigea Landfciedens- sich erhebt. — 

Hatte schon gegen Ausgang des dritten Heinrich die 
Idee eines selbstständigen iierritorialen Friedensbündnisse^ 
ungehindert platzgreifen können , so ward durch die vormund- 
schaftliche Regierung der schönen Agnes von Poitiers mii 
ihres trautesten Rathgebers, Heinrichs von Augsburg, den 
Grossen unabhängiger schalten und walten zu können vol- 
lends 0in Rechtstitel gegeben. Unmittelbar nach dem Tode 
ihres kaiserlichen Gemahls brachen unruhevolle Zustände 
über Deutschland herein, und es erwies sich die Macht der 
Regentin zu schwach, um der Aufgabe, den fortwährendeD 
Störungen des öflfentKchen Friedens einen Damm entgegenzu- 
setzen, sich gewachsen zu zeigen. So fanden sich am 2(1 
Juni 1052^ viele Grafen, Edle, Richter, unter ihnen der Abt 
Egbert vSti Fulda zu Othalmeshusen ein , um zwecks Pacisci- 
rung Ostfrankens und Ausrottung des Räuberwesens daselbst 
gemeinsam vorzugehen '). Die Fehden zwischen dem Bischoi 
Günther von Bamberg, Markgraf Hermann und dem Grafen 
Gozwin, zu dessen Grafschaft der im Salagowe gelegene Ort 
der Zusammenkunft gehörte, und ähnUche Händel, werden, 
wie schon Giesebrecht 2) bemerkt, die Veranlassung zu die- 
sem eigenmächtigen Schritt der getreuen fränkischen Grossen 
gewesen sein. Eidlich wird man sich wohl zur Wahrung des 
Friedens verpflichtet haben, trotzdem, es nicht ausdrücklich 
bemerkt ist. üeberhaupt sind wir über diese Verbindung 
nur durch die beiläufige Erwähnung in einer Schenkungsur- 
kunde der Markgräjßn Alberada an den Abt von Fulda un- 



*) Ussermann , Episcop. Wirzeb. Cod. prob. 21 : factus est conventu? 
fidelium principum de_4tt6fit^ facienda , et sedanda latronum tyrannide. 
et raptorum compescenda seditione . «\ 

2) 1. c. m. p. 1088 u. Note 2. 
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erriclitet. Auf sicherem Boden treten wir mit den folgen- 
len Nachrichten. 

Noch einmal ermannt sich der junge König, der nicht 
m^vrerth seiner Väter nun selbst die Zügel der Regierung er- 
griffen hatte, und gebietet dem rebellischen Sachsenvolk 
Friede und Versöhnung, als er in Goslar das Weihnachtsfest 
L 069 f eierte, und lässt sie durch einen Eid zur Aufrechter- 
haltung des hergebrachten Rechtszustands sich verpflichten •). 
Irrtliümlich stellt Giesebrecht 2) Heinrich selbst unter die 
Schwörenden, aber das geht nicht im geringsten aus dem 
Text hervor. Auch kann man hier wohl nicht von einem 
Landfrieden (in dem Sinn e von F ix irung n eue r Rechtssätze ) ^U 
reden, sondern, wie ötenzel das schon richtig hervorgehoben 
liat •^), handelt es sich hier um die Beschwörung des Frie- 
(lens, der an und für sich in einer geordneten Staatsgemein- 
schaft herrschen soll, der zudem hier noch eine königliche 
Bestätigung erfährt. Floto *) versteht hierunter, wohl ohne 
auf den technischen Ausdruck ein grosses Gewicht zu legen^ 
ein Edict über einen Gottesfrieden ! Wir aber erkennen hier- 
in den Versuch einer Wiederaufnahme der Bestrebungen des 
sächsischen Heinrichs, den die Kirche den Heiligen genannt 
hat, in Verbindung mit dem von seinem Vater ihm gewiese- 
nen Weg der Versöhnung und Ausgleichung. 

Aber man hatte sich schon an den Gedanken der Eman- 
cipation von der Reichsgewalt auch zu ausserordentlichen 
Friedenszwecken gewöhnt , und so müssen auch schon vorher 
die T hüringer eine besondere Schwürgenossenschaft gebildet 
haben , denn in ihren Vorstellungen an Heinrich 1069 . über 
eine zu befürchtende hivasion des Mainzer Erzbischofs wegen 
des Zehnten führen sie mit Bezug hierauf aus , dass sie schon 
l än^sT^Sfctr eid lich verpflichtet und verbunden hätten, Räuber 
lind Plünderer nicht~ungBstraft zu lassen. Besser sei es für 




1) Bertholdi Annales, (SS. V.) ad an. 1069: j ^ e t reconciliatio 
in populo in natali Domini apud Goslare regali edicto sab sacramento 
sunt^jjfljjfijmatae. """ 

5«) 1. c. p'.ill7. Anm. zu p. 283-236 

3) 1. c. I, p. 252. 

4) 1. c. I, p. 344, 
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sie im Kriege zu sterben, als nach dem Verlust der Gerecht- 
same ihrer Väter als Meineidige zu leben '). Und zum fol- 
genden Jahre berichtet Lambert 2) , dem wir auch die ersu 
Notiz verdanken, von der energischen Durchführung diesei 
Bestimmung, welche «ie vor einigen Jahren geUoÄen hätteh, 
gegen Otto von Nordheim, dessen fortwährenden BeraubungeL 
ihr Eigelithum ausgesetzt war. — 

Ein höchst wichtiges Glied in der Kette der Entwick- 
lung der vertragsmässigen Landfrieden ist eine EidesfOTmel ^i 
mit welcher italiänische Grosse auf eine Reihe von Jahren 
ihrem König unwanHeTBafe "Treue gelobten und seiner Ver- 
ordnung gegen die I^ünderer und Strasseurj^uber. jiachz 
men sich verpflichteten. Sjbohbe.^) nennt sie geradezu einen 
Landfrieden, aber darin geht er entschieden zu weit. Denn 
gleich zu Anfang des Treuschwurs begegnet uns eine öftent- 
lich rechtliche Bestimmung , die schon Konrad 11. in dem 
bekannten Lehnsgesetz von 1037 sich anlehnend an das Her- 
kommen getroffen hatte, wonach den Vasallen ihre Lehen 
künftighin nur nach dem Urtheil ihrer Standesgenossen durf- 
ten' entzogen weTdmi 5). Daran wird hier aiifs nachdruck- 
lichste erinnert, während man sich sonst dem König Heiu- 
rich , „der nun in- |talien regiert" , und seinen Bevollmächtig- 
ten und Grafen, Reiche er um Recht zu sprechen selber 
wählt, „von dieser Stunde an in Zukunft nach Massgabe ei- 
nes gerechten Unheils und in solchen Sachen, die das Ge- 



1) Laml). Hersf. Ann. (SS. III. p. 175):'iam pridem se sacramento 
obstrictos obigatosque fuisse, ut raptores et praedatores inultos noii 
sinerent. 

2) p. 179 '• Interea Thuringi qui se ante aliquod annos sacramento 
obstrinxissent , ne latrones aut raptores inultos sinerent, rerum suarum 
direptionibus exacerbati, ad arma conclamant. 

3) Zuerst gedruckt beiCanciani, Barbarorum leges antiquae, V, p 
46 , woraus sie Pertz , Legg. TT, p. 53 entlehnt hat — bezeichnet als 
praeceptum et firma fidelitas HeinriQi regis contra depraedatores et 
scachatores regni eins, 

4) 1. c. I, p. 475. 

5) Vgl. Hegel, Geschichte der Städteverfassung von Italien, IT, p 
148. — Eicker, Forschungen zur Reichs- und Rechtsgesch. Italiens, III 
n 589, a^u. 6Ö5, 2. 
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jbtz verbietet^', beizustehen gelobt. Diesen erstem Theil als 
esentlich einen Fidelitätseid lassen wir zunächst ausserhalb 
mserer Betrachtung. Wesentliche Elemente aber des Land- 
iedens erkennen wir in folgen3en Zugeständnissen: Dieb- 
1.I1I, Raub, Plünderung oder Beute werden sie mit Willen 
md Wissen nicht über 6 Solidus im Werth jährlich unter- 
behinen. Brandstiftung oder Ueberfall eines Kastells oder 
Hauses wollen sie unterlassen. Wenn es sich zufällig ereig- 
nete, dass sie es thäten, versprechen sie die Rückgabe inner- 
halb eines Monats, wenn es angeht; wenn aber nicht, ver- 
pflichten sie sich zur Rückerstattung des entsprechenden 
Werths, wenn der Geschädigte sich damit einverstanden er- 
klärt. Wenn er hingegen durch ihre Schuld innerhalb die- 
ser Frist nicht entschädigt worden, so werden sie ihm Ent- 
schädigung leisten, wie das Gesetz es vorschreibt, wenn sie 
gesetzmässig dazu aufgefordert sind. Schliesslich versprechen 
sie dem König Heinrich und seinen beglaubigten Bevollmäch- 
tigten oder Bischof oder Grafen, der sie dazu auffordert, in 
treuer Befolgung ihres Gelöbnisses behülflich zu sein zum 
Verderben derjenigen, welche diesen Schwur nicht leisten 
wollen oder ihn brechen. Und nun folgt wieder die obige 
Bestimmung, auf die Handhabung der Gerichtsbarkeit der 
Schwörenden selbst angewandt^ indem sie ihren Willen, Je- 
dem, wer es auch sei, nach gerechtem Urtheil Recht t^u spre^ 
chen, in Sachen, die dem Gesetz unterliegen, über Benefizien 
aber nach gerechtem Ausspruch ihrer Standesgenossen, wenn 
sie durchs Gesetz dazu aufgefordert sind, ausdrücklich her- 
vorheben. Dies alles nun wollen sie 10 Jahre hindurch be- 
obachten, mit Ausnahme, wenn sie vom Könige zur Heerfahrt 
entboten sind oder gegen seinen Feind oder persönlichen 
Gegner zu ziehen oder gegen einen solchen , der dies zu 
schwören verweigert oder den Eid bricht, unbeschadet des 
Treugelöbnisses und der Verordnung König Heinrichs. 

Ehe wir nun zur Besprechung dieser Sätze übergehen, 
wird es nöthig sein, festzustellen, in welche Zeit der Ur- 
sprung derselben zu setzen ist, wenngleich ein solcher Ver- 
such wegen Mangels an Anhaltspunkten greifbarer Art, nie- 
mals ein unbedingt sicheres Resultat ergeben wird. Schon 

4 
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Canciani hat darauf aufmerksam gemacht, dass unter dem 
oft erwähnten König Heinrich der vierte dieses Namens ver- 
standen werden müsse, der als langohardischer König aller- 
dings ja erst der dritte war, wie er in dem mit der Eides- 
formel auf uns gekommenen Bruchstück eines Synodalbe 
Schlusses gegen Simonie und Kirchenraub genannt wird. 
Beide Denkmäler wie ihr Schicksal sind eng verknüpft. Ire- 
näus Afifo, erzählt Canciani, fand sie auf dem Pergamentein- 
band eines andern Codex geschrieben, mit der Ueberschrift 
versehen: In Concilio Heinrici Imperatoris IIL, der C. eiu 
wenig jüngeres Alter zuschreibt i)« Wir haben es hier au- 
genscheinlich mit Excerpten von Concils- oder Reichtagsacteii 
zu thun. Doch scheint das Fragment des Synodaldekrets aus 
2 Bestandtheilen zu bestehen 2). In den ersten Sätzen spricht 
entschieden der Kaiser selbst, und aus der Erwähnung von 
den gefälschten 'libellariis' sehen wir den italiänischen Ur- 
sprung dieses Actenstücks. Der Schluss aber gibt wohl die 
Worte italiänischer Bischöfe wieder, die dann ja Heinrich, 
wie die Italiäner gewöhnlich, den dritten nennen konnten. 
Ausser den beiden von Canciani citirten Urkunden 3) , die 
aus 1077 herrührend, nach den Regierungsjahren Domni 
Tercii Henrici resp. Einrici Regis datirt sind, geht das aus 
einer bei Stumpf *) erwähnten Urkunde aus Verona hervor, 
worin in iudicio residente domno tertio Heinrico rege am 
15. Nov. 1082 der Bischof G. von Trient mit der Villa Ca- 
stellario bei Mantua investirt wird. Die Aechtheit dieses 
Actenstücks wird allerdings bezweifelt, aber gewiss wohl nicht 
aus diesem Grunde. Bezeichnet sich doch unser Heinrich 



<) InteressaDt wäre die Einsicht in die Handschrift gewesen, aber 
schon Bethmann hat in dem Domarchiv zu Parma, wo sie sich nach 
C. befinden sollte, nichts mehr von Hss. vorgefunden. Archiv XII, 
p. 690. 

2) H. Prof. Steindorff in Göttingen war so freundlich, mich hier- 
auf aufmerksam zu machen. 1) Quoniam — factis; 2) Quorum — Fiat. 

3) Veronenser Concilsurkunden bei Murat. Antiq. Ital. Diss. II, 
p. 945 — 948, welcher auf das Ungewöhnliche der Bezeichnung auf- 
merksam macht. 

4) 1. c. II, nr. 2847. 
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selbst einmal in einer nicht italiänischen Urkunde als den 
dritten König dieses N^-mens i). So würde also unabhängig 
von der Ueberschrift constatirt sein, dass die beiden Acten- 
stücke in die Regierungszeit des vierten Heinrich gesetzt wer- 
den können. Dazu kommt — und dadurch wird unsere Ver- 
mnthung zur Sicherheit erhoben — dass die in der Eides- 
formel sich offenbarenden Zustände wohl nur auf die Zeit 
dieses Königs passen. Von dem Gutdünken der Grossen 
pflegte sein vom kaiserlichen Machtbegriff ganz erfüllter Va- 
ter nichts abhängig zu machen; seine Friedensbestrebungen 
waren anderer Art. Auch ist die Bemerkung Canciani's wohl 
begründet, dass das Concil vor seiner Kaiserkrönung anzu- 
setzen sein wird, weil er in den Dokumenten selbst sonst 
nicht ausdrücklich nur als König bezeichnet wäre. Es kommt 
ja wohl vor, dass Heinrich in spätem Copieen von Urkunden 
Imperator genannt wird zu einer Zeit, wo er die Krone noch 
nicht empfangen 2). So werden wir uns hier also an das 
Epigraph nicht stossen. 

Eertz ^) setzt nun die Entstehung beider Actenstücke ins 
Jahr 1081 und verlegt das Concil nach Pavia, aber wenn er 
sich auf die Vita Bennonis c. 22 *) beruft, so ergibt sich dar- 
aus für diese Frage doch gar nichts, denn erstens ist dort 
nur von dem Brixener Concil (25. Juni 1080) die Rede, wel- 
ches Norbert nach Wilmanns zweifelsohne mit Pavia (April 
1081) verwechselt hat 5) — denn es wäre dieser Vorgang, 
der uns da erzählt wird, nur eine undenkbare Wiederholung 
der schon auf deutschem Boden erfolgten Papstwahl Wiberts 
von Ravenna, — und dann würde hier von den simonisti- 
schen Anhängern Wiberts im Sinne der gregorianischen Kir- 
chenreform vorgegangen worden sein, ohne dass der unpar- 



J) Stumpf, 1. c. III, 3. Acta imperii adhuc inedita n. 308 p. 436f. 

2) Ein Beispiel bei Stumpf 1. c. n. 310 p. 439, wo die Copie Ro- 
manorum iraperator für H. dei gratia rex im Original hat. 

3) Legg. II, p. 52 f. 

4) SS. XII, p. 72. 

5) V. Giesebrecht , 1. e. III, p. 1147 in Anm. zu p. ö02 — 1 
gleichfalls diese Ansicht zu der seinigen gemacht. 

4* 
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theiische , eher etwas kaiserlich gefärbte Biograph des Bi- 
schofs von Osnabrück, der überall die ganze Wahrheit zu 
erforschen suchte und uns die geheimsten Gedanken des un- 
entschiedenen Mannes , wie er es mit Niemandem verderben 
wollte, so unverhüllt darlegt, ein Ereigniss von solcher Wich- 
tigkeit, das Benno in gewissem Sinne Beruhigung für seiL 
Gewissen gewähren musste, uns überliefert hätte? Nichts- 
destoweniger sind Watterich '), Stumpf, wenn auch mit Re- 
serve 2), und selbst Ficker 3) bei Pavia und dem Jahre 1081 
als dem Ort und der Zeit der Entstehung unserer Acten- 
stücke stehen geblieben. Giesebrecht ^) setzt ihren Ursprung 
gleichfalls dorthin, aber weit zurück in den October 1046, 
wo Heinrich III. eine Synode und einen Reichstag zu Pavia 
nach den Altäicher Annalen hielt. Dazu liegt indessen kein 
Grund vor , denn ausser den vorhin angegebenen Gründen 
für ihren spätem Ursprung darf uns auch der Umstand, dass 
lombardische Bischöfe , welchen von der Hildebrandischen 
Partei allerdings stets der Vorwurf der Simonie entgegenge- 
schleudert wurde, sich hier gegen dieiselbe aufs feierlichste 
aussprechen, nicht beirren, da 'der grosse Jläresiarch von 
Ravenna' selber späterhin den Erzbischof IMtiiä^d von Mainz 
wegen dieses Frevels verdammt, den er mit den schärfsten 
Ausdrücken belegt 5). Und gab es nicht eine Zeit in dem 
sturmbewegten Leben des politisch denkenden Königs, wo die 
Umstände es gebieterisch von ihm erheischten, jenem Manne, 
von dem er in Kanossa eben die Lösung vom Banne durch 
kläglichste Demüthigung erzwungen hatte , wenigstens eine 
Zeit lang, wenn auch nur äusserlich und in gewisser Bezie- 
hung, sich nachgiebig zu zeigen? Und gerade auch im sel- 
ben Jahre 1077 sehen wir Heinrich , nach Deutschland zu- 



») 1. c. I, p. 447. n. 1. 

2) l. c. II, nr. 283X. 

3) 1. c. 

4) 1. c. p. 1150. Anm. zu p. 526—531. 

») Im Schreiben Wiberts an die Mainzer vom 31. Juli 1099 bei 
Schunk, Beiträge zur Mainzer Gesch. II, p. 115: principio de symo- 
niaca haeresi ihfamatus und später mit Bezug hierauf vicia viciis ad- 
dens, crimina criminibus cumulavit, iniquitates iniquitatibus addidit. 
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rückgekehrt, energisch gegen die Kirchenräuber auftreten '). 
Nun wird es vielleicht nicht mehr gewagt erscheinen, wenn 
wir den Worten Bertholds zu diesem Jahre, dass der König, 
bevor er den italiänischen Boden verliess, zu Ostern im Bis- 
timm Aquileja sich aufhaltend, die Langobarden auf alle 
Weise sich verbunden, nicht nur sie den hergebrachten Treu- . 
eid habe schwören lassen, und dadurch 'arglistig genug' sie 1 
seinem Willen gefüge , seinen Ansprüchen zum Beistand ge- j 
neigt, mit seinen Interessen durchaus solidarisch gemacht 
habe 2), — wenn wir diesen Wnrten, sage ich, die Hindeu- 
tung entnehmen auf eine ausserordentliche Massregel, wie die 
feste Versixjherung der Treue gegen die Räuber und Schacher 
des Reichs. Hiezu kommt, dass der König damals ein be- 
sonderes Interesse hatte, die italiänische Reichshälfte mög- 
lichst beruhigt zurückzulassen, da seine Wiederkehr bei den 
immer drohender sich gestaltenden Verhältnissen in Deutsch- 
land sich gar nicht berechnen Hess. Damals allein war die 
Lombardei bei Heinrichs Aufenthalt ausser Kriegszustand, 
der in der Eidesformel auch nur als eine Eventualität ins 
Auge gefasst wird. Daher kann sie nicht wohl in die Zeit 
des Römerzugs von 1081 — 1084 gesetzt werden, wo der Kö- 
nig unausgesetzt Ansprüche an die Wehrkräfte des Landes 
geltend zu machen, wiederholt von der Belagerung der Stadt 
dorthin zurückkehrte, weil gerade für diesen Fall man sich 
nicht an ihre Bestimmungen zu halten brauchte. Schwer ge- 
nug wird es ohnehin der Initiative Heinrichs geworden sein, 
der Territorialgewalt diese immer noch sehr zweifelhaften Zu- 
geständnisse abzuringen. 

Noch lehnen sich freilich die einzelnen Bestimmungen 



*) Ann. Aug. ad h. an. (SS. III, p. 129): Laici quidem clericorum 
et ecclesiarum possessiones diripientes inter se praedas et mutua 
exercentes incendia, plures hereditatibus et beneficiis, plures etiam 
vita privantur. 

2) SS. V, p. 294: Rex vero Heinricus pascha in Aquileiensi epis- 
copatu commoratus , postquam sibi Langobardos omnibus modis sibi 
allectos et in solitam subiectionis fidelitatem adiuratos, suae voluntati 
üonsentaneos , auxiliarios et prorsus individuos satis artificiose condu- 
xerat, ipee Bagoariam .... intraverat. 
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hauptsächlich au das bestehende Gesetz an, ausnahmslos, 
welche sich auf das öffentliche Rechtsverhältniss zwischen der 
Staatsgewalt und seinen Gliedern und auf die Handhabung 
der Gerichtsbarkeit durch die Grossen beziehen. Darin be- 
rühren sich die Festsetzungen mit den bisher betrachteten 
Friedenseinungen, abgesehen vom Elsässer Gottesfrieden, dass 
sie beide den Zweck haben, die Garantie eines unbedingten 
Rechtsschutzes jedem Verletzten zu bieten. Aber hier ver- 
steht man sich nur noch auf eine begränzte Reihe von Jah- 
\ ren zur principiellen Anerkennung dieses Fundamentalsatzes 
' jedes geordneten Staatslebens. Auch, der Rechtinhalt der 
Landfrieden galt regelmässig nur für eine beschränkte Zeit. 
Wie in ihnen, findet in den criminellen Satzungen schon ei- 
nige Abweichung von dem geltenden Recht statt. Die Idee 
der besondem Befriedigung der schutzlosen Personen hat 
zwar noch nicht Raum gewonnen; man hatte eben gewiss 
noch die Vorstellung, dass sie unter dem Königsschutz voll- 
ständige Sicherheit genössen, und konnten ja auch nur vom 
Begriff königlicher Machtfülle divergirende Elemente zu einer 
Zersetzung dieses Schutzverhältnisses die Hand bieten. Aber 
auch die Unterlassung jeder rechtsverletzenden Handlung, 
von Frevel und Ungericht, wird im Grunde nur in das Be- 
lieben der Schwurgenossen gestellt, kein Begriff davon findet 
sich, dass dies eine Beschädigung des Staatsganzen ist, die 
, allemal Sühne verlangt. So bleibt in dieser Beziehung die 
. Friedenseinigung, deren verbindendes Glied der Eid ist, hin- 
. ter dem vertragsmässigen Landfrieden mit dem immer deut- 
' lieber hervortretenden Princip der öffentlichen Strafe zurück. 
Man recurrirt auch hier schliesslich immer wieder auf das 
^bestehende Gesetz, und darum tritt auch nach dieser Rich- 
tung eine Beziehung ein zu dem Schwur der alamannischen, 
ostfränkischen, sächsischen, thüringischen Grossen, wodurch 
. sie ihre Vereinigung zur nachdrücklichen Handhabung des 
öffentlichen Friedens auf Grund des heimathlichen Stammes- 
rechts fester zu machen versuchten, und deshalb ist die Be- 
trachtung des allgemeinen Entwickelungsganges der Land- 
frieden in unsere Darstellung mit hineingezogen worden. — 
Anders gestalteten sich während der wiederholten Ab- 
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Wesenheit des Kaisers im Reich die Dinge. Die Wogen des 
Bürgerkriegs gingen hier wohl üher jeden Versuch, geordnete 
Zustände herzustellen, hinweg, und es kam erst Ostern 108.4 
am Hofe des Gegenkönigs Hermann , in , Sachsen unter den 
Getreuen des heiligen Petrus zur Stiftung einer grossen An- 
zahl von ^treuvae , wie unser ultramontaner Gewährsmann 
sagt ^), deren hald darauf auch fast im ganzen Reiche abge- 
schlossen worden seien. Welcher Natur diese gewesen sind, 
vermögen wir aus den Worten Bemolds nicht zu erkennen, 
aber am nächsten liegt doch wohl , an die Handfrieden zu 
denken, wofür ja treuga der technische Ausdruck ist 2). Gie- 
sebrecht 3) spricht von „uns nicht näher bekannten Bestim- 
mungen über einen Gottesfrieden", der von den Anhängern 
der kirchlichen Partei auch für Sachsen festgestellt worden 
sei, und dieser sächsische Gottesfriede habe, so gering sonst 
die Autorität des Gegenkönigs war, „bald doch auch in den 
andern Ländern des Reichs bei der kirchlichen Partei" Ein- 
gang gefunden. So geneigt jch nun an und für sich sein 
möchte anzunehmen, dass die treugae dieses Jahres sich mit 
den Bestimmungen des Gottesfriedens berührt haben mögen, 
weil wir zum Jahre 1085 bei einem sonst zuverlässigen An- 
nalisten 4) eine Notiz finden, die auf ziemlich allgemeine Ver- 
breitung dieser priesterlichen Einrichtung noch vor der Main- 
zer Synode schliessen lässt, indem selbst die Könige sich ge- 
zwungen sehen, sie zu respectiren, so bedienen sich doch die 



•) Bernoldi chron. (SS. V, p. 440) : maxiraae treuvae inter fideles 
domni papae factae sunt quae et in toto pene Teutonicorum regno 
non multo post confirmatae sunt. — Als S. Petri fideles werden 1089 
von Bernold die aufrührerischen Herzoge und Grafen bezeichnet, 1. c. 
p. 450. 

^) ^S^' P- 20 n. 1, p. 30 n. 3. — Const. contra incendiarios Frid. 
L v. 1187 (Legg. II, p. 181. 1. 18—21). — Ldfr. v. 1235 (Böhlau, 1. c. 
p. 14). Vgl. auch Böhlau p. 79 u. Wächter, Neues Archiv etc. XII, 
p. 355 n. 1. 

3) 1. c. III, p. 600 f. 

4) Ann. Säicolicr h. an.: utrumque (Henrici et Herimanni) inipe- 
dierat intrans tempus quadragesimae, in qua propter iuratam usque 
octavam pentecostes Dei pacem illicitum erat vel arma portare. Vgl. 
KluckhoBn'pT 139. 
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deutschen Chronisten zur Bezeichnung dieser. Institution nicht 
einmal des vollen Begriffs Treuga Dei , sondern sagen be- 
kanntlich pax Dei '), und Bemold speciell würde sich bei 
dem ersten allgemeinern Auftreten des Gottesfriedens in 
Deutschland, der ja so recht dazu gemacht erscheinen musste, 
^/die wichtigsten Befugnisse der Staatsgewalt in die Hände der 
I allein herrschen wollenden gregorianisch-römischen Kirche zu 
spielen, wohl des breitem über diese segensreiche Einrich- 
tung ergangen haben, wie er es auch später bei den Vasal- 
len des heiligen apostolischen Stuhls, den pflichtvergessenen 
Herzögen des deutschen stets 'katholikiairßnden' Südens, als 
sie zur ersten Landfriedensaufrichtung schreiten, nicht unter- 
liess, die überaus wohlthätigen Wirkungen dieses Vorgangs 
auszumalen , welcher unter der Aegide des fanatischen 
Hirschauer Mönches, Gebhards von Zähringen, des Bischofs 
von Constanz, des Legaten Urbans H., seines hohen Freun- 
des, Gönners und Geistesverwandten eingeleitet worden, und 
dessen Geist er recht lebhaft athmet. Und der päpstHche 
Pönitentiarius versteht an einer andern Stelle 2) ganz allge- 
mein Friede oder auch wohl Waffenstillstand unter dem Wort, 
das uns Veranlassung zu diesem Excurs gegeben: ja man 
könnte es auch hier als einen zwischen den beiden Königen 
aufzurichtenden Handfrieden auffassen ; allerdings würde dann 
dem Papste dieser Ausdruck nur in den Mund gelegt sein. 
Aber der Verfechter der extravagantesten Ansprüche der rö- 
mischen Curie konnte auch nicht , wenn er anders bei der 
Wahrheit bleiben wollte, seinem Tfaffenkönige' eine Bethei- 
ligung bei der Ausbreitung des Gottesfriedens zuschreiben, 
denn die römischen Bischöfe sind gänzlich unschuldig, wie 
an seiner Entstehung überhaupt, so auch an seiner Verbrei- 
tung in Deutschland, und ihnen verdankte er ja sein Schein- 
dasein, durch sie wurde die Gliederpuppe, die dermalen das 
deutsche Eönigthum repräsentiren sollte, in Bewegung ge- 



i) Kluckhohn p. 42 n. 2. — Vgl. p. 44 n. 2. 

2) Bern. 1. c. p. 434: Eo tempore papa utrique regi ex parte S. 
Petri praecepit ut treugas ad invicem facerent, und dann weiter: H. 
nee animum ad treuvae compositionem intendit. 
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setzt. Wohl haben wir der segensreichen Thätigkeit des 
rlentschen Papstes Leos IX. im Elsass zu gedenken gehabt, 
aber es darf uns nicht Wunder nehmen *), glaube ich, dass 
sie sporadisch blieb, dass gerade ein Hildebrand so gleich- 
gültig gegen diese Institution gewesen, die ja wohl unter an- 
dern Umständen den Einfluss und die Macht der geistlichen 
Gewalt hätte heben und vermehren müssen, jedoch jetzt 
konnte Gregor seine Ansprüche auf die Weltherrschaft nur 
im Kampfe durchsetzen, darum ward der Krieg bis aufs Mes- 
ser seine Parole, der Friede Gottes aus dem Programm der 
rönaischen Kirche ausgeschlossen. In schweren Zeiten und 
in wohlmeinender Absicht von der aquitanisch-burgundischen 
Geistlichkeit begründet, von hartbedrän^ten Gemüthem als 
eine vom Himmel kommende Einrichtung mit Jauchzen auf- 
genommen , trägt er ja deutlich das Kennzeichen des Com- 
promisses auf der Stirn , aber wie die Verhältnisse damals 
lagen, pries man nun auch im Reich den getreuen Heinrich 
von Lüttich als Friedensstifter xar ^^oxi^v, da er wiederum 
zuerst (Ißgl^eine Diözesanen zur Beschwörung einer sol- 
chen Treuga vereinigte, wozu der Kaiser seine Bestätigung 
geliehen haben soll 2). Es war auch der zur reichsfreund- 
lichen Partei gehörige Siegwin von Köln, 'nur dem Namen 
nach Bischof, der diesen Gedanken ins Innere von Deutsch- 
land verpflanzte tind auf Grund seiner Constitution (von 
1083) proclamirten die kaiserlichen Bischöfe im Mai XQ85^ 
auf einer Generalsynode zu Mainz im Beisein Heinrichs den 
Gottesfrieden für alle Theile des Reichs 3). Beide letztern 
haben, wie schon der Elsässer Friedensvertrag und später die 
vertragsmässigen Landfrieden, ,jene heilige Satzung in sich \ 
aufgenommen, welchen dem Germanen in Haus und Hof ei- \ 
nen besondern Friedensschutz verlieh." In diese gefriedeten 
Bäume einzudringen wird hier Jedem verboten, Einbruch ist 
untersagt und Gewaltthat verpönt. Wess Standes der Frev- 
ler auch sein mag, unnachsichtlich tritt für ihn die Todes- 



"*}, Kluckhohn p. 95. 

2) Kluckhohn 1. c. p. 65 f. 

3) Beide in Legg. II, p. 55—59. 
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strafe ein, und wer dem hinter den Hofs 
! Feind die Lanze oder eine andere Waffe r 
! erkühnt, verliert die Hand. Einen excou 

densatörer bei sicli aufzunehmen soll verb< 

Freunde aber dae Gastrecht in weitester Aui 

werden. Giesebrecht ') nennt dies von ae 

aus richtig „wesentliche Bestimmungen der 

den." Uns sind bisher keine begegnet. '] 

im Sinne Wipos (pax patriae) hätte er sa^ 

ersten Sätze beziehen sich auf den Heimfriei 

der cbaracteristiache Unterschied von den Li 

punkten. Dieselben Leibesstrafen treffen so 

ter, aber hier auch nur die Unfreien, wozu 

Beistand der weltlichen Beamten nöthig ge« 

als bei der angedrohten Vertreibung aus i 

dem Eigen für die Freien, wenn sie den 

Das bildet einen in die Augen fallenden G 

saeser Gottesfrieden, Vom gleichen Geaich 

trachten aber letztere drei den Friedbmcl 

Inschutznahme des Friedbrechers, wofür als 

und Mainzer eventualiter Todesstrafe eintrete 

wie im Leo'schen Frieden wird durch das 

dem Heinrich durch seine Anwesenheit wen 

schweigende Anerkennung hat zu Theil werticn iwiscii -y, < 

Kauäeuten auf ihren Handelsreisen, den Bauern während 

jeder Art von Feldarbeit, den Weibern und allen geweihten 

Personen beständiger Friede garantirt. Kirclien und Kirch- 



1) l^. p. 600. 

!) Ecltehard sagt au diesem Jahr [SS. VI, p, 205): Synodus Mo- 
gootiae habetur, cui interfuit Imperator und dann ibi etiam commmi 
consenen atque eonstlio constituta" est pax l)ei. Darunter wird dann 
doch der Kaiser auch verstanden sein. In der Urkunde sprechen sl- 
lerdingB nar die Bischöfe. Am dcutlithsten erhellt das , was Kluck- 
hohn (p. 75 — 77) seine Äuaführung sehr vereinfacht haben würde, 
wenn er es bemerkt hätte, ans der Notiz; Siquis autem illam (cons)i- 
tntionem) sive in presenti tempore sive in perpetuum apud posteri'c 
nostros violare preaumpserit, a nobis inrecuperabiliter escommntiiM- 
tuB est. 
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löfe sollen unverletzlich sein und ein Asyl selbst dem Fried- 
)recher gewähren. Eine besondere Straffestsetzung für den 
?ruch dieses Friedens findet sich nicht vorgesehen, aber wir 
laben auch wohl die vorausgehende allgemeine Bestimmung, 
vorin die Zuwiderhandlung gegen die Sätze der Constitution 
nit der Excommunication bedroht wird, hierauf zu beziehen. 
Die Unverletzlichkeit eines an sich bestehenden Rechtsver- 
[lältnisses wird durch die kirchliche Strafe nur noch erhöht, 
3in Eingriff in die königliche Prärogative , auf welche auch 
^oTist wie im Elsässer Friedensvertrag Bezug genommen wird, 
tindet damit nicht statt. Wir erkennen jedoch in der Auf- 
nahme und Beschwörung des besondem Friedens, der sowohl 
objectiv einen grössern Schutz für gewisse Dinge und Perso- 
nen, dann formell einen hohem Strafsatz für seinen Bruch 
nach dem geltenden Recht mit sich brachte, ein Element in 
den Bestrebungen der kaiserlichen Friedenspartei, das mit 
fortzeugender Kraft auf der gegnerischen Seite eine Institu- 
tion ins Leben gerufen hat, die in verschiedener Tendenz 
wurzelnd allerdings noch lange Zeit getrennt neben dem Got- 
tesfrieden auftritt, auch nur den Impuls zu ihrer Existenz, 
nicht eigentlich den materiellen Inhalt ihm verdankte. — 

Zum ersten Mal war im Mainzer Gottesfrieden der eini- 
gende iGfedanke eines 'Rechtsbündnisses zur Erscheinung ge- 
kommen, der hinübergreifend über die Territorialgrenze auf 
gewisse Zeiten wenigstens die Eidgenossen zu einem , wenn 
auch noch sehr unvollkommen organisirten Rechtsganzen zu- 
sammenschliesst. Nun treten uns Friedensverbände entge- 
gen, in denen *auch nicht mehr das Particularrecht im Inter- 
esse der Freien und der königlichen Gewalt es zu schützen 
galt , sondern wie dort von der Geistlichkeit , so hier vom 
Herzogthume in nachbarlicher Verbindung , den Boden der 
Yolksrechte verlassend, ein ganz besonders fester Friede, der 
durch den Ausdruck sich sehr wohl von den bisher betrach- 
teten Friedensvereinbarungen unterscheidet ') , gesetzt und 



M Vgl. Kluckhohn p. 85 n. 1. — Es findet sich fiir die ältere 

Zeit in den Berichten der Chronisten für die Eingehung eines Land- 

1093 
friedensbündnisses die Bezeichnung: ßrmissimam pacem iuraverunt 
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/. In ihrem Antagonismus gegen die oberste 
^h das reformirte Papstthum, Dank natür- 
/gemeinschaft , nur zu wirksam unterstützt, 
yden neunziger Jahren^ des Jahrhunderts den 
M Herzögen Süddeutsctjands, auf Anstiften des 
P*- .iegaten, im ausgesprochenen Gegensatze gegen 

treue Änx^^iger des Kaisers eine auf Vertragsrecht begrün- 
dete Vereinigung zu schliessen, in welcher wir unzweifelhaft 
das e^ste. exclusive alle Gottesfriedenstendenzen ausschliessende 
Landfriedensbündniss zu erkennen haben. 

Durch ungewöhnliche Naturereignisse, Elend und Noth 
der Masse, entsprechend dem Gharacter dieser derb-sinnlich- 
religiösen Zeit, unmittelbar veranlasst, schlössen nach dem 
Bericht Beniolds von Constanz ») die Herzöge Berthold von 
Schwaben^ Weif von Baiern, die Grafen, Grossßiuand Ge- 
\ meinfreien Alemanniens am 25. November 1093 auf dem Do- 

naufelde bei Rotenacker, unweit Ulm 2)^ einen unverbrüchli- 

1094 

(Bernoldi chron. SS. V, p. 457); ßrmissimam parem iniciavit {1. c. p. 

/ 1122 1125 

j 458); pacem flrmtssimam iiistitutam (Ecceli. SS. V, p. 257); pacem ßr- 

\ 1126 

j mam indixit (Narratio de elect. Loth. SS. XII, p. 512); pacem ßrmü 

simam annuntiavit (Auonym. Weingart, de Guelf. princ. Hess, Mon 

1135 
Guelf. p. liist. p. '2Z)\ ßrmissimam pacem iuraverunt (Ann. Hildesh. SiS. 

I III, p. 116). Also kann man wohl sagen, dass p. f. der gewöhnliche 

I Ausdruck für dies von andern dadurch unterschiedene Rechtsbünd- 

niss gewesen ist. 

') SS. V, p. 457: Firniissimam pacem tam duc^s quam cornites, 
tarn maiores quam minores se observaturos a VII. Ealendas deceinbris 
usque in pascha et a pascha in duos annos iuraverunt: videlicet Om- 
nibus monachis sive conversis et clericis catholico episcopo subiectis, 
ecclesiis et earura atriis et doti earum, mercatoribus et omnibus eo- 
dem iurameuto obligatis, excepto Arnoldo invasore Constantiensis ec- 
clesiae et omnibus eiils fautoribus. Hanc pacem singuli priocipes qui 
convenerunt unusquisque (nach Waitz 1. c. p. 15) per potestatem suam 
jurare fecerunt. ^' 

^j Diese genaue Ortsbestimmung gibt Stalin 1. c. II, p. 32. Ver- 
zeihlich ist es, dass er noch diese Vereinigung einen Gfr. nennt, aber 
nach Kluckhohn (p. 81) noch an dieser Ansicht festzuhalten, wie Sou- 
chay 1. c. p. 178, verräth viel Beharrlichkeit. 
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dien Friedenspact, und verpflichteten sich sowohl selbst eid- 
lich ihn bisL Üstern 10 96 für bindend zu halten, als sie auch 
seiner Geltung Nachachtung zu schaffen ihn immer wieder in 
den bestimmten Grenzen von ihren Unterthanen zwangsweise 
beschwören Hessen. Man ging hiermit also von den beson- 
ders befriedeten Tagen ab und begnügte sich auf eine Reihe 
von Jahren, aber mit Ausnahme auch nicht eines Tages, — 
lind darin liegt eben das Characteristische dieser Einrich- 
tung — einen Friedönszustand herzustellen , welcher allen 
Mönchen und Laienbrüdem und Clerikem, die einem katho- 
lischen Bischof unterworfen seien, Kirchen und ihren Umge- 
bungen und jedem kirchlichen Eigenthum, Kaufleuten und 
allen, die sich durch denselben Eid verpflichtet haben, mit 
ausdrücklicher Ausnahme indess jenes Arnolds, der Einbruch 
in die Kirche von Konstanz geübt habe , und allen seinen 
Anhängern, unbedingte Sicherheit gewähren sollte. Leider 
ist der Strafcodex und der Schwur selbst nicht auf uns ge- 
kommen, doch haben wir anzunehmen, dass dieser ausseror- 
dentliche Act auch durch augs^rürdfintliche Straifestsetzungen 
begleitet war. Wir finden ja bei keinem Chronisten des Mit- 
telalters, bis zu Ragewin hin, die urkundliche Einreihung des 
Landfriedens m die dürftigen Berichte über den Abschluss 
derselben. Also dürfen wir hieraus nicht entnehmen, dass 
nicht besondere Bestimmungen über den Bruch dieses Frie- 
dens festgesetzt worden seien. Im Gegentheil bin ich um so 
mehr geneigt dies anzunehmen, weil gerade Weif sich so thä- 
tig zeigte, 1094, das Gebiet, auf welchem dieser beschworene 
Frieden Anerkennung fand, worunter sich von dem rebelli- 
schen Herzog wohl nur seine eignen Besitzungen befanden, 
auf ganz Baiem, ja bis Ungarn, wie es heisst, auszudehnen '). 
Auf den Boden des alemannischen Volksrechts, so verwandt 
es mit der baierischen Rechtsaufzeichnung ist, wollte sich der 
Baierfürst gewiss damit nicht stellen. Doch werfen wir noch 



^ 



I) Bern. (SS. V, p. 458,: Welfo dux Bavariae firmissimam pacem 
quam dndum eum Alemannico duce Berthaldo et reliquis Alemanniae 
priDcipibus iniciavit, usque Baioariam immo ii8(]ue Ung^ariam propa- 
gavit. 
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eben einen Blick auf die Klasse der besonders durch diesen 
Frieden in Schutz genommenen, ohne dass sie sich. ihrerseits 
eidUch zum Beitritt zu verpflichten brauchten. Es sind da> 
zunächst die katholischen, d. h. hier die gregorianischen 
Geisthchen in jeder Abstufung, wobei zu bemerken ist, das? 
zuerst und vor allem der finstern Schwarzwäld^r, des allmäch- 
tig in Süddeutschland herrschenden Mönchordens nach der 
Hirschauer Regel mit ihren Laienbrüdern gedacht ist, un«l 
dann — der Kaufleute , derselben Bürger der reicbstreuen 
Städte, auf welche man 1077, da sie allein dem überall treu- 
los verlassenen königlichen Herrn aufopferungsvoll ihre Arme 
zur Vertheidigung seiner Würde liehen, mit spöttischer Ver- 
achtung und junkerlichem Stolze herabzusehen berechtigt zu 
sein glaubte *). Doch zu weit geht Luden 2), wenn er meint, 
man habe sie von Heinrich ab und in ihr, das particularisti- 
\ sehe Interesse der revoltirenden Territorialherren, ziehen wol- 

/ len, das unter der Fahne des 'katholischen Bischofs' Gebhard 

i von Konstanz sicher genug gedeckt war. Auch war diese 

! 'Art von Ländfrieden' gewiss nicht mit der bestimmten Ten- 

j denz auf 2V2 Jahre abgeschlossen worden, weil man hoffte, 

^ den Kaiser bis dahin vernichtet zu haben. Ein eminent 
feindlicher Gesichtspunkt gegen Heinrich offenbart sich aller- 
dings in dem feierlichen und förmUchen Ausschluss des von 
ihm Ostern 1092 zum Gegenbischof eingesetzten Arnold von 
HeiUgenberg 3), Welcher, von der zähringisch-welfischen Par- 
tei als Eindringling in die Kirche von Konstanz bezeichnet, 
von vornherein als Friedbrecher betrachtet und aus dem Frie- 
den gesetzt wurde. Ihm gegenüber wollte man sich durch 
den Vertrag nicht gebunden halten; ihm wollte man feind 
sein, wie später Demjenigen, der sich dem Vergleiche nicht 
anschliessen, den Frieden nicht mit schwören wollte *). Dies 
lag hier gewiss auch schon im Plan der Paciscenten, wenn 
es auch nicht bestimmt ausgesprochen ist. Es ergibt sich 



1) Vgl. V. Giesebrecht 1. c. III, p. 445. 

2) 1. c. IX, p. 258. 

3) V. Giesebrecht III, p. 645. 

4) Böhlau L c. p. 81. 



1) Bern. 1. c: Francia quoque Teutonica et Alsatia eandem pa-. 
cem in partibus suis se observaiuras iuramento decreverunt. 

2) Strobel 1. c. I, p. 312 f. 

3) V. Giesebirecht III, p. 640. 
•») Strobel I, p. 298. 
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iber daraus, dass man soviel wie möglich in den Kreis der 
Bchwurgenosseu hineinzuziehen suchte, was bei der politischen 
S^ebentendenz dieses Abkommens ja schon ein Gebot der 
Klugheit war. Aber es fragt sich, ob wir Bernolds Worte ^), 
dass Franken und Elsass sich zur Beobachtung eben dessel- 
ben Friedens in ihren Gebieten anheischig gemacht, und dies 
durch einen Schwur bekräftigt haben, in ihrem ganzen Um- i 
fange gelten lassen können. Bertholds von keinem legitimen 
Besitztitel getragene Herzogsgewalt hatte sich, von jenem 
Hirschauer Manegold von Marbach, welcher das unter der 
Wirkimg einer damals herrschenden pestartigen Krankeit und 
des päpstlichen Bannes stehende Land im gregorianischen 
Sinne bearbeitete 2), zugleich in ihren Interessen gefördert, 
allerdings über das linke Rheinufer hin geltend gemacht, aber 
schwerlich werden der Strassburger und Basler Bischof, die 
für ihre Treue gegen das Reichsoberhaupt mit der Excommu- 
nication aus der gregorianischen Kirche bestraft worden wa- 
ren, ihre Diözesanen sich einer Vereinigung haben anschlies- 
sen lassen, an deren Spitze Vasallen des apostolischen Stuhls 
Urbans 11., erklärte Reichsfeinde und Landfriedensbrecher im 
gemeinen Sinne standen; schwerlich, meine ich, wird Otto 
der Staufer den Friedensschutz von dem durch die Gunst der 
aufständischen Grossen 1092 gegen seinen Bruder Friedrich 
zum Herzoge in Schwaben erhobenen Berthold von Zährin- 
gen 3) sich haben garantiren lassen. Schon Luden macht mit 
Recht darauf aufmerksam, dass nur die Anhänger der revo- 
lutionären katholischen Partei, die Habsburger, die Egisheim 
und Diejenigen, welche Manegold gegenüber sich erst damals 
zur Unterwerfung unter den päpstlichen Willen bereit er- 
klärten 4) , zur Annahme des Landfriedens haben bewegen 
lassen. Uebrigens waren die 'nichtkatholischen' Bischöfe wohl 
ebenso wie ihre Diözesanen als Häretiker ausserdem von dem- 
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selben ausgeschlossen. Andererseits fand er Verbreitung nach 
Franken hin, aber auch. hier werden der vom Kaiser einge- 
setzte Kuthard von Mainz und Euchard von Würzburg — 
(^ der sich freilich wie Otto von Strassburg, aber nur vorüber- 
gehend, 1096 mit Urban aussöhnte ') — sich nicht einem 
von notorischen Rebellen ausgegangenen Friedensbündnisse 
günstig erwiesen haben. Gross war auch nach Bernold von 
Konstanz 2) die Wirkung der ausserordentlichen Massregel in 
diesen Ländern nicht, nur in Schwaben fanden die Vertrags- 
punkte nachhaltige Beobachtung, weil hier die Grossen, jeder 
soviel an ihm lag, über den öflFentlichen Frieden zu wachen 
niemals unterlassen hatten, wozu die andern Provinzen sich 
noch nicht entschlossen hätten. Und vorzüglich ist es na- 
türlich, — wobei wir den Standpunkt des Chronisten nicht 
ausser Augen lassen dürfen, — der Gegenherzog Berthold 
der eine wahre Leidenschaft in der Ausübung der Rechts- 
pflege entwickelt, so dass in der Verfolgung des Reohts er 
alle seine Vorgänger fast in Schatten stellte, und aller Ohren 
von dem Gerücht dieser seiner frommen Thätigkeit voll 
waren. — 

So standen die Dinge, als im Sommer 1095 die Annähe- 
rungsversuche zwischen der weifischen Partei und dem Kai- 
ser zu Unterhandlungen mit den Fürsten Süddeutschlands 
führten 3). Aber noch kam es nicht zur Aussöhnung » und 
doch liess ein gesicherter Rechtszustand sich nur bei der 
vorangegangenen äussern Pacificatio;n des Reichs, nach Bei- 
legung des Bürgerkriegs, meine ich, herstellen. Erst nach- 
dem Heinrich Italien für immer den Rücken gewandt, fand 
auf einem^ Mainzer Tage gegen Anfang Dezember 1097 ^] 
wohl eine Bestätigullg^es Präliminarfriedens mit dem wieder 



1) V. Giesebrecht III, p. 669 u. 674. 

2) 1. c: Haec tarnen pax in Alemannia maxime invaluit eo quod 
principes eius quisque in sua potestate iustiüiam facere non cessavf- 
rit, quod reliquae provinciae nondum facere decreverint. * 

3) Ich entnehme dies aus den Ann. Aug. ad h. an.: Diversa prc 
pace et regni restauratioue colloquia. 

4) Ecceh. SS. VI, p. 209: Mogontiae cum principibus colloquiuni 
de pace habuit circa Kalendas Decembris. 



als solchen anerkannten Herzog Weif und zugleich die end- 
^Itige Verzichtleistung der Zähringer auf das ai^emasste 
Herzogthum statt, denn da uns nur spätere Nachrichten über 
dies letztere Ereigniss Torliegen, kann uns nichts zwingen, 
dasselhe erst nach der Aussöhnung der Sohne Welfs mit dem 
Kaiser zu setzen, wie Gieaebrecht das für wahrscheinlicher 
hält '). Jetzt erst konnte Heinrich auch an die Wiederher- 
stellung des inuem Friedens denken, und so mag er Tielleioht 
noch zu Mainz in der Besprechung mit den Grossen des 
Heichs einen Theil derselben zur Annahme von Bedingungen 
vermocht haben, die uns in ihrem Entwürfe wenigstens bruch- 
stückweise bekannt sind , und die wir hier folgen lassen 
werden 2). 

„Wir haben, heiast es in der kaiserlichen Beurkundung, 
allen Kirchen nnd ilu^n Umgebungen, Mönchen, Clerikem, 
Laienbrüdem, Kaufleuten, mit Ausnahme derer, welche Pferde 
ausserhalb nnsers Reichs verkaufen, Friede geschworen und 
denen, welche auch itns denselben Frieden schwören oder 
geschworen haben oder noch schwören werden; und diesen 
Eid werden wir halten von jetzt ab bis Ostern über 2 Jahre. 

Bekräftigt ist auch durch den Eid, dass, wer einen Dieb- 
stahl im Werth von einem Solidus begeht, dafür Prügelstrafe 
erleide und doppelte Busse zahle. 

Wenn Einer über den Werth von 5 Sei. stiehlt, oder 
den Frieden zu verletzen sich herausnimmt, oder eine Jung- 
frau entführt, sollen ihm die Äugen ausgerissen, oder Fuss 
oder Hand ihm abgeschlagen werden. 

Wenn Einer nun eine Jungfrau entführt hat und in folge 
dessen in irgend einer Bnrg belagert wird, soll diese zerstört 
werden, der Flüchtige aber wird dem Verletzten g^enüber 
friedlos ^). 

Verfolgen aber unsere Schwui^enoasen einen wegen obi- 



') 1. c. m, p. 1172 in Anm. m p. 674-68& - Neugart 1. c. I, 
I. 425 iat schon unserer Ansicht. 
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ger Ursachen Beklagten, oder unternimmt unser Heer eini 
gemeinschaftliche Heerfahrt, nehme Jeder (unterwegs) nu] 
soviel als für sich und sein Pferd genügt, das übrige lassj 
er alldaselbst. 

Auf jeder Beise darf Heu , Kraut , Holz , was nicht z\ 
Gebäuden gehört, frei weggenommen werden. 

Wenn irgend ein Streit wegen Eigengut und Lehen enb 
steht, finde er bei unsem Richtern Schlichtung." 

Waitz hat darauf hingewiesen, wie nahe sich diese Be- 
stimmungen an den 1093 zu Ulm abgeschlossenen Friedet 
anlehnen. Die geweihten Personen und Stätten und die Kauf- 
leute werden nun ausdrücklich unter den Königsschutz ge- 
nommen. Alle gegen die Reichsgewalt resp. deren Anhänger 
gerichteten Zusätze sind aus diesem Friedensinstrument ent- 
fernt. Hier erscheint nun der König selbst unter den Schwö- 
renden, ja er ist es, der nach vorangegangener Vereinbarung 
seine Verbindlichkeit an die Vertragspunkte zu Protokoll gibt, 
wobei, da allen der Beitritt offen gelassen wird, wohl der 
Gedanke zu Grunde lag, dass bei der grössten Freiheit auch 
die grösst möglichste Betheiligung erreicht würde, durch die 
zwingende Autorität sowohl des hohen Paciscenten, als weil 
andererseits überhaupt nur mit Anknüpfung an die Form des 
Vertrags, wie sie 1093 gegeben war, ein sicherer Boden für 
eine spätere reichsgesetzliche Strafgewalt sich gewinnen Hess. 
Es ist ein nur zu trauriges Zeugniss für den tiefen Verfall 
der deutschen Königsmacht, wenn das Reichsoberhaupt, in 
dem der Gedanke eine» geordneten Rechtszustandes der 
Staatsgemeinschaft stets lebendig verkörpert sein sollte, allen 
voran sich zur eidlichen Bekräftigung eines von ihm sehnlich 
gewüuschten Ausgleichs, der wenigstens auf eine bestimmte 
Zeit sichere Garantieen für den Bestand des öffentlichen 
Friedens in den Territorien der Vertragsmächte gewähren 
konnte, noch ausdrücklich verpflichten musste, um ihm den 
Character 'eines in seinem Namen erlassenen Reichsgesetzes' 
zu geben, und es ist dabei die Frage im Grunde gleichgül- 
tig, ob Heinrich selbst den Schwur geleistet oder ein anderer 
ihn für ihn abgelegt hat. Es ist dies ein einzig in der altern 
Geschichte des deutschen Mittelalters dastehender Fall, und 
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wir würden ihn für undenkbar, ja für unmöglich halten müs- 
sen, wenn nicht aus der Urkunde selbst zu deutlich hervor- 
ginge, dass hier der Kaiser spricht, und zwar nur der Kaiser 
spricht. Das folgt nicht so sehr aus der Erwähnung 'unsers 
Reichs', als aus dem Umstände, dass das Verbot des Pferde- 
exports sich nur auf die deutschen Reichsgränzen beziehen i 
konnte, da ein Territorium sich schwerlich in so feindliche 
Beziehung zu den Nachbarländern stellte i) ; dann aber spricht 
hiefür wohl auch, dass der Redende sich für seine Person 
stillschweigend von denjenigen ausnimmt, die durch Verletzung 
der vereinbarten Gesetze etwa die Anwendung des Strafcodex 
gegen sich herbeiführen könnten 2). Einen merkwürdigen 
Gegensatz aber gegen das offene Eingeständniss kaiserlicher 
Ohnmacht im Eingange der Eidesformel bildet die Schluss- 
bestimmung über die Entscheidung von Lehnsstreitigkeiten 
durch die königlichen Richter. Viele wird dieser Pühkf vom 
Beitritt zum Bandfriedensbündnisse abgehalten, andere bald 
zu Friedbrechem gemacht haben. Hierin lag wohl gleich 
Ton Anfang an die Unlebensfähigkeit des zu begründenden 
Rechtsverhältnisses, während in den übrigen Stipulationen 
eine mildere, mehr in den Grenzen der Möglichkeit ihrer 
Ausführung sich haltende Anschauung von der Strafbarbeit 
rechtsverletzender Handlungen, als in den uns bekannt ge- 
wordenen Gottesfriedensbestimmungen, sich kundgibt. Doch 
noch war eben die Consolidirung der Verhältnisse im Reich 
nicht so weit gediehen, dass das Friedenswort des Kaisers 
hätte weithin einen dauernden Nachhall finden können, und 
es scheint den Zeitgenossen von so geringer Bedeutung ge- 
wesen zu sein, dass sie seiner ausdrücklich Erwähnung zu 
thun nicht der Mühe werth gehalten haben, oder es ist die 
Kenntniss davon nicht einmal zu ihnen gedrungen, denn die 
Aeusserung des Eckehard von Aura zum Jahre 1097 ist so 
allgemein, dass wir gewiss nicht genöthigt sind, sie gerade 



*) exceptis his qui equos extra regnum nostrum vendun t. — 
Widukind, Wipo und andere brauchen oft regnum für Provinz. 

2) Si coniaratores nostri aliquem de supradictis causis reum in- 
sequentur. (Verbessert von Waüz 1. c.) 

ö* 
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auf die Errichtung eines Landfriedens zu beziehen. Man 
sollte auch denken, ein derartiges Institut würde, wie es 
denn 1103 geschehen, den hartverlolgten Juden den ihnen 
so nöthigen Schutz garantirt haben, um so mehr, da der 
Kaiser sich gerade in diesem Jahre und im folgenden sehr 
energisch derselben annahm '), und sonst die unvermittelt 
neben einander stehenden Rechtsbestünmungen in den altera 
Landfriedensverträgen sowohl wie in den Reichsgesetzen doch 
deutlich die Absicht zu verrathen scheinen, nur dem drin- 
gendsten Sicherheitsbedürfniss Abhülfe entgegenbringen zu 
wollen. Aber es findet sich nichts davon in unserer Eides- 
formel. Dagegen wird der Bruch des hohem Friedens gegen 
die beiden besonders geschützten Klassen unter allen Um- 
ständen mit Ausreissen der Augen oder Verstümmelung an 
Fuss und Hand bestraft, wobei die Wahl dem Richter gelas- 
sen zu sein scheint 2) ; unter Hand schlechthin ist wohl je- 
desmal die Rechte zu verstehen, wie schon im germanischen 
Strafrecht. Dem Raub einer Jungfrau droht die gleiche öf- 
fentliche Strafe im Gegensatz zu den Volksrechten mit dem 
Compositionssystem und den harten Kirchenbussen aus der 
karolingischen Epoche 3) bis zur Frankfurter Constitution 
Ottos des Grossen hin, sonst aber erfreuen sich die Weiber 
hier nichs desselben Vorzugs wie die Geistlichen und die 
Kaufleute, und ebenso ist auf viele andere schutzbedürftige 
Personen keine Rücksicht genommen, denen doch schon die 
Friedensanordnungen der Elsässer und der in Mainz versam- 
melten Bischöfe eine immerwährende Sicherheit garantirt hat- 
ten. Aber dafür waltet hier auch nicht die strafende Hand 
der Kirche, nicht der Bannstrahl trifft die Friedensbrecher, 
sondern der leitende Gesichtspunkt, unter dem eine Verletzung 
der in Königsschutz stehenden Personen, Räume und Gegen- 
stände von nun an betrachtet ward, ist der, dass der Frevler 
ein Stück seiner Persönlichkeit aufgeben müsse, Leib und 



1) Stenzel, 1. c. I, p. 565. 

2) Vgl. Wiida, 1. c. p. 512. 

3) Wilda, p. 840 — 845. — Nur ganz vorübergehend wird einmal 
von Child. II. decret- 596 c. 4 die Todesstrafe angesetzt. 
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Ehre ihm nicht ungekränkt bleiben dürfe; die fränkischen 
KÖTiiprs|^fl.nT^fi11p begegnen nicht mehr J V Den Gottesfrieden 
gegenüber bildet noch"ein anderes wesentlich neues Moment, 
die Festsetzimg eines ausserordentlichen Strafmasses für Dieb- 
stahl, den wir nur allein im Elsässer Friedensvertrage und 
dort in der für diese Einigung characteristischen Härte schon 
begegnet sind. Während auch bei diesem Verbrechen es der 
Standpunkt der deutschen Volksrechte war, die Zahlung von 
Bussen als strafrechtliche Folge in den Vordergrund treten 
zu lassen, und Strafen an Leib, Leben und Ehre nur zur 
Anwendung kamen, wenn der Dieb die Busse zu erbringen nicht 
im Stande war, ist es bezeichnend für den Werdegang der 
Strafrechtsidee in der salischen Aera, dass für dies Verbre- 
chen öffentliche Strafen gegen Hoch und Niedrig gleicher- 
massen, wenigstens in der Theorie, zur Ausführung zu kom- 
men bestimmt waren. So tritt in unserm Landfrieden für 
einen schweren Diebstahl, der aber doch schon auf die Hälfte 
des Werthbetrags im Elsasser Gottesfrieden (auf.ä-Sol.) be- 
grifflich herabgesetzt war, der Verlust des Augenlichts oder 
die Ersatzstrafe mit dem Anspruch unbedingter Geltung auf. 
Für eine geringere Eigenthumsentwendung kommt neben einer 
Busse die Verordnung von Geisseihieben als allgemeiner 
Rechtssatz vor, wobei es wohl in den einzelnen Fällen über 
die Anzahl derselben zu einer besondem Bestimmung kam 2). 
Die Strafe des Aufhängens aber kommt hier gar nicht vor. 
Die Werthangabe der gestohlenen Sache ist hier übrigens wie 
auch im Elsasser Frieden wohl nicht wörtlich, sondern als 
Bezeichnung für einen ungefähren Anhaltspunkt bei Bemes- 
sung der Strafe nach der Grösse des Diebstahls zu nehmen, 
sonst müsste man beim Mangel einer Strafbestimmung für 
einen zwischen den Werthsätzen 1 — 5 Sol. resp. 4 — 10 Sol. 
(2 — 5 Siele) verübten Diebstahl annehmen, es seien diese qua- 
h'fizirten Diebstähle gerade besonders häufig gewesen. Mord, 
Todschlag, Verwundung, Hausfriedensbruch finden gleichfalls 



1) Wilda, p. 478 citirt die Capit. zw. 772—797: De illos octo 
bannuB nnde domniis noster vult, quod exeant sol. 60. 

2) Wilda p. 512. 
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keine Erwähnung, doch mögen sie wohl unter der allgemei- 
nen Bestimmung des Landfriedensbruchs , welcher von den 
Schwurgenossen gegen einander verübt, auch für sie die 
Strafe der Blendung oder die Verstümmelung der Gliedmassen 
nach sich zieht, mit inbegriffen sein. Um eines Mädchenräu- 
bers habhaft zu werden, der sich auf eine Burg flüchtet, ist 
gleich ihre Zerstörung erlaubt. Als strafrechtliche Folge sei- 
ner Entweichung tritt noch wie im germanischen Recht die 
persönliche Friexllosigkeit auf. Bestimmungen über die Ver- 
proviantirung bei der Verfolgung eines Friedbrechers oder 
auf der Heerfahrt, und was Jedermann auf dem Wege frei 
nehmen darf, vollenden auch hier den Inhalt des noch höchst 
unvollkommen entwickelten subsidiären Rechts, das niin auf 
eine Reihe von Jahren bis Ostern 1100 Geltung haben sollte. 
Aber, wie schon oben bemerkt, wird es vielleicht nur Ent- 
wurf geblieben sein, oder das Königthum in seiner Selbster- 
niedrigung hat den reichsunmittelbaren ünterthanen, welche 
durch den Kampf gross geworden waren und nur durch den 
Kampf ihre Errungenschaften behaupten zu können glaub- 
ten, nicht insoweit imponiren können, dass ohne die zwin- 
gende Hand des Kaisers sie sich zur Erfüllung eingegangener 
Verpflichtungen bequemt hätten. 

Berichtet dies doch der Weltchronikenschreiber von Au- 
ra *) mit einem Stossseufzer von den fränkischen Grossen, 
welche Heinrich am Peter- ujad Paulstage (29. Juni) zu Bam- 
berg weilend, zur treuen Bewahrung des Friedens mit den 
dringendsten Bitten ermahnte und sie feierlich beschwören 
liess, Wegelagerer und Diebe ohne alle Weigerung zu verfol- 
gen und zu bestrafen. Den Klostervögten untersagte er ün- 
tervögte zu bestellen , weil diese wohl regelmässig nur auf 
Beraubung des Volks und der Kirchen ausgingen, aber ach! 
wenig fruchtete diese Bestimmung, da die Grossen ihres Rit- 



*) Ecceh. 1. c. p. 210 f.: Imperator vero Datalem apostolorum 
Babenberg agens, de conservanda fideliter pace multum obtestando 
comxnonuit illarum partium principes et ut latrocinantes furtisque sta- 
dentes absque retractione persequendo dampnarent, sub iarisiurandi 
sacramento constrinxit. 
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tergefolges nicht entbehren zu können meinten und sie dies 
eben meist durch solche Lehen an sich zu fesseln pflegten. 
Da kehrten sie dann, sobald der Kaiser den Kücken gewandt 
liatte, wieder zu ihrer alten Gewohnheit zurück i). Eine Be- 
ziehung auf das Mainzer Friedenswerk wird hier gar nicht 
genommen, und doch negirte der Kaiser sich gewißsermassen 
selbst, wenn er vor Ablauf eines von ihm beschworenen Frie- 
dens nicht nur den Gedanken aufgeben musste, ihn aller Or- 
ten durchgeführt zu sehen, sondern zur Bildung einer neuen 
Eidgenossenschaft mit dem Zweck , wie es scheint , auf dem 
Boden des geltenden Rechts eine Gewährleistung der Ruhe 
und des Eigenthums zu bieten, die Aufforderung ergehen zu 
lassen durch die Umstände gezwungen ward. Oder sollte 
dieser Bamberger Vorgang nur Eckehard wegen mangelnder 
Kenntniss vom grossen Zusammenhange als ein isolirt daste- 
hendes Ereigniss erschienen sein, und er sich doch mit dem 
allgemeinen Pacificationsversuch berühren? Aber es ist 
schlecht denkbar, dass die Reichsgewalt über 1 V2 Jahre habe 
i?ergehen lassen, ehe sie in einzelnen Theilen daran erinnerte, 
sie habe ihr kaiserUches Wort gegeben, es solle und müsse 
Friede werden. Und doch lag es auch jetzt noch sehr nahe 
für Heinrich, da er zum ersten Male wieder nach Bamberg 
kam, sich an die Bestimmungen des Landfriedens anzuleh- 
nen, dessen Entstehung wir nach dem Vorgange von Waitz 
ins Jahr 1097 nach Mainz gesetzt haben, denn der uns er- 
haltene Schwur selbst ist durchaus ohne alle Daten. 

Pertz 2) und Eluckhohn 3) nehmen einen spätem Ur- 
sprung an, aber man müsste den vorstehenden dann für sehr 
weit in der Entwickelung zurückgeblieben bezeichnen, denn, 
abgesehen von seinem vielleicht fragmentarischen Character, 
sind die Landfrieden des folgenden Jahrhunderts auch in den 
einzelnen Artikeln viel ausführlicher, bestimmter und umfas- 
sender. Kluckhohn entscheidet sich für das Jahr 1121 in 
Bezug auf den . Bericht des mehrfach erwähnten Chronisten 



1) mox imperatore discedente solito et antiquato more usi sunt. 

2) Archiv VII, p. 796. 
5) 1. c. p. 84 n. 17. 
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vom Würzburge r Reichstage, wonach es dort zu einer ein- 
müthigen Beschwörung gekommen war, dem Unwesen der 
Räuber und Diebe durch kaiserliche Edicte , welche die vor 
Alters getroffenen gesetzlichen Bestimmungen wieder auflFri- 
schen sollten, energisch entgegen zu treten ^). Dass Eeke- 
hard mit diesen 'alten Gesetzen' die vorangegangenen Land- 
friedensverträge oder, wie der Kanzleistil vorzog zu sagen, 
Constitutionen gemeint habe, ist wenig wahrscheinlich, denn 
ungefähr 3 Dezennien waren erst verflossen, seit wir den er- 
sten zu verzeichnen hatten, welcher schon seiner Zeit und 
beinahe schon seiner schriftstellerischen Periode angehörte 2). 
Zweifellos ist hier also wohl eine Bestätigung der Strafge- 
setze gegen Diebe und Räuber, wie sie sich in den durch 
das Alter geheiligten einzelnen Volksrechten fanden, durch 
die Reifchsgewalt in Aussicht genommen. Dazu mochte sich 
der Vierundzwanzigerausschuss, welcher aus den Fürsten bei- 
der Parteien, Heinrichs V. und der gegnerischen, paritätisch 
gewählt, in der Absicht niedergesetzt war, über die Massre- 
geln zur Herstellung des Reichsfriedens einen Entwurf aus- 
zuarbeiten, da der Kaiser, den Umständen weichend, es ih- 
nen überlassen hatte, den Schiedsspruch in allen auszutra- 
genden Angelegenheiten zu fällen 3) , — wohl in Einmüthig- 
keit verstehen, denn hatten sie es in der Hand , Bestimmun- 
gen über den öffentlichen Frieden zu treffen , so erheischte 
es gebieterisch ihr eignes Interesse, einer reichsgesetzlichen 
Regelung des Strafrechts entgegen zu treten, lieber auf den 
Boden der gesonderten Rechtsexistenz der Einzelstämme zu- 
rückzukehren, der von ihnen zuerst verlassen worden. Aber 
es handelt sich hier ja auch nur ausschliesslich um Verord- 
nungen gegen Eigenthumsentwendungen , dagegen unser kö- 
niglicher Landfriede die mannigfachsten Rechtshandlungen 



1) Ecceh. 1. c. p. 257: Ad haec praedones furesque edictis impe- 
rialibuB persequendos sive legibus aijjtiqmtus constitutis coercendos, 
unanimi coniuratione confirmatum est. ^ ' — 

^) In 1099 hatte E. bereits zum ersten Mal das von ihm zusam- 
mengebrachte Material zu A. verarbeitet. Vgl. Wattenbach 1. c. U, 
p. 184. 

3) Ecceh. ad h. an. 1. c. 
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und Rechtsverhältnisse durch gesetzliche BestimmuBgen re- 
gelt. — Eher würde ich daher der Pertz'schen Ansicht mich 
anschliessen können, der ihn zu dem Tafj von Worms in Be- 
ziehxing setzt, indem das merkwürdige Gesetz sich ihm als 
eins der Actenstücke darstellt, die in Folge des Concordats 
zur Herstellung der Ruhe im Reich promulgirt seien, und er 
bezeichnet speciell den 28. Dez. 1122, wo der König zu 
Speier sich aufhielt '), als Tag der Abfassung. Dann würde 
also, obwohl mir diese genaue Datirung gar nicht quellen- 
massig belegt werden zu können scheint , die Geltung des 
Friedens sich bis Ostern 1125 nach dem Wortlaut erstreckt 
haben. Nun kommt indess gerade um diese Zeit Heinrich V. 
in einem Friedensgebot an den Erzbischof Gottfried von Trier 2) 
auf das zurück, was schon längst durch seine und des Pap- 
stes Calixt Sanction verboten worden, und darunter wird 
Raub, Brandstiftung, Hausfriedensbruch aufgezählt, was Pertz 
doch keine Veranlassung geben konnte, sich hierauf zu be- 
rufen, denn davon kam gerade in unserer Eidesformel nichts 
vor. Aber es könnten ja andere Actenstücke diese Verbre- 
chen zum Gegenstande gehabt haben , nur ist es sehr un- 
wahrscheinlich, dass Heinrich von Gottes Gnaden Römischer 
Kaiser sich gerade besonders zur Verhütung von Diebstahl, 
— von Verbrechen allerdings dasjenige, was am meisten im 
königlichen Schwur hervortritt, — habe eidlich verpflichten 
müssen, im übrigen jedoch Friedensgebote, die noch neben 
dem seinen den Namen des Papstes tragen, zur Sicherung 
geordneter Zustände als hinreichend betrachtet wurden. Es 
bleibt also wohl nichts übrig, als beim Jahre 1097 als muth- 
massUche Entstehungszeit stehen zu bleiben. — 

Nach Abschluss des bürgerlichen Krieges machte sich 
indessen das Bedürfniss nach gesichertem Verhältnissen, als 
sie der gemeine Friede in dieser Zeit der grossen Wirren zu 



») Stumpf 1. c. II, nr. 8183. 

2) Legg. II, p. 77 : Nemo igitur .... in episcopatu tuo audeat 
praedas agere, grassari incendiis, aut in vülas praediaque violenter 
irrumpere, aut eorum omnino quidquam designare, quae iam pridem 
nostra et apostoiici Galisti sanctione fuere . . . vetita. 
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ermöglichen im Stande war, immer geltender, und um so 
Wünschenswerther musste Heinrich IV. eine Ergänzung des 
bestehenden Rechts erscheinen, da er bei der kundgegebener. 
Absicht, eine K reuzf ahrt zu unternehmen, das arme hartbe- 
drängte Volk der Willkür der Grossen nicht ausgesetzt sein 
lassen durfte. So gelang es ihm denn bei seinem momentan 
wachsenden Ansehen, bei augenblicklich günstiger Stimmung 
der Fürsten i), diese zur Einwilligung in die Verkündigung 
eines allgemeinen Landfriedens zu bewegen 2), Am 6. Ja- 
nuar 1103 wurden zu Mainz die einzelnen Bestimmungen fest- 
gestellt^ welche er selbst und die hohen Würdenträger der 
Kirche, die hier zum ersten Mal in der Reihe der unmittel- 
bar an solchem staatlichen Friedenswerk Betheiligten aus- 
drücklich genannt werden, mit der Hand bekräftigten, die 
weltlichen Grossen aber und ihnen voran der Sohn des Kö- 
nigs, was nach dem Vorgange des Vaters, 1097, nicht mehi- 
auffallig erscheinen kann 3), dann die Herzöge Weif, Ber- 



1) Vgl. V. Giesebrecht III, p. 715. 

2) Es berichten uns darüber von den Historikern Ann. Aug. ad 
1103: Mogontiae commoratus in epiphania regnum per quadrienniuiu 
cum iuraraento pacificari constituit. " — "' .1***^' " 

Sig. Genibl. chron. (SS. VI, p. 868): Heinricus imperator ee datis 
Saxonicis motibus, pacem in quadriennium constituit. 

Vita Heinr. IV, 8 : Igitur ut ubique pax et tranquillitas esset, con- 
vocatis ad curiam primatibus, pacem per tnfiTjr» ^Agnnyi^ ^yi\f jurame nto 
firmari fecit, et ad inhibenda^mala quae fiebant, gravem poenam in 
transgressores decrevit. — Bei Pertz, Legg. II, p. 60 als Constitutio 
pacis generalis gedruckt, handschrifllich in Cod. BibL r. Monac. «n. 
\vy, 3739 olim Aug. eccles. 39, f. 5 b — 7 a am obern und untern Rande, 
It*! wie Herr Prof. v. Halm mich gütigst hat wissen lassen. 

3) V. Druffel, Heinrich IV. und seine Söhne, p. 26 hatte hieraus 
gefolgert, u. a., dass der wahrscheinlich ungewöhnliche Lehnseid, wel- 
chen Heinrich V. 1097 dem Kaiser schwören musste, wirkliche Folgen 
für seine rechtliche Stellung gehabt habe. — Der vertragrechtliche 
Gharacter scheint mir aber hiedurch sowohl wie durch Heinrichs IV. 
Handschlag bezeichnet zu sein, da der selbstständige Urheber eines 
Gesetzes schon aus seiner eignen königl. Machtfalle heraus an das- 
selbe gebunden betrachtet werden muss. Beschwtn^n aber von Un- 
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thold, Friedrich, der Markgraf Leopold IV. von Oestreich 
und viele andere Herren feierlich beschworen; des ganzen 
Reichs Primaten verbürgten sich so von der Zeit der Errich- 
tung an bis Pfingsten über 4 Jahre, also bis 1107, den Kir- 
chen, Clerikem, Mönchen, Laienbrüdern, Kaufleuten und 
Weibern, zum Schutz vor Entführung, dann endlich den Ju- 
den Friede und Sicherheit zu gewährleisten. Li Bezug auf 
die Schwurgenossen untereinander kam es aber noch zu fol- 
genden Abmachungen, die uns in Gestalt des Schwurs über- 
kommen sind: 

„Niemand dringe in irgend Jemands Haus in feindlicher 
Absicht ein, noch verwüste er es durch Brand ; Keiner nehme 
Jemanden- um Geldeswegen gefangen, noch verwunde, noch 
schlage, noch tödte er ihn. Und wenn dies Einer thut, ver- 
liere er die Augen oder die Hand. 

Wenn ihn Einer vertheidigt, erdulde er dieselbe Strafe, 
Wenn er sich in eine Burg flüchtet, soll diese nach 3 
Tagen Belagerung von den Eidgenossen zerstört, werden. 
Wenn Jemand aber diesem Urtheil ausweicht, nehme der 
Lehnsherr ihm sein Beneficium, wenn er eins hat; sein Eigen 
sollen ihm seine Blutsverwandten nehmen. 

Auf einen Diebstahl über 5 Sol. im Werth ist Verlust 
der Augen oder einer Hand gesetzt, unter 5 Sol. Verlust der 
Haare und Geisseihiebe, und der Dieb soll das Gestohlene 
wieder herausgeben; wenn Einer aber dreimal solchen Dieb- 
stahl begangen, oder zum dritten Mal einen Raub sich zu 
Schulden kommen lässt, verliere er ebenfalls die Augen oder 
die Hand. 

Wenn man auf der Strasse seinem Feinde begegnet, und 
ihm schaden kann, darf man es frei thun; wenn er aber in 
Jemandes Haus oder Hof flüchtet, soll er unversehrt bleiben." 
Dieser Friede soll den Freunden des Königs zum Schutz 
dienen, seinen Feinden aber ist er keineswegs nutz, heisst 
die Schlussbemerkung in unserer Constitution, die, auszugs- 
weise oder nach der Erinnerung niedergeschrieben, uns einen 



tertbanen wurden schon früh mitunter kaiserl. Erlasse, so Const. Olonn. 
82.5 capit. gener. c. 14 add. Legg. I, p. 252. - 
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Begriff vom Mainzer Dekret gibt. Vergleichen wir die im 
Schwur enthaltenen Bestimmungen mit den Festsetzungen von 
1097, so fällt eine grössere Specialisirung der Friedensbrüche 
sofort ins Auge. Auf die alten 2 fränkischen Königsbannfälle '), 
Heimsuchung und Brandstiftung , dann auf Verwundung, 
wohl nur mit Waffen , da Stösse besonders genannt sind, 
Todtschlag, Inschutznahme des Verbrechers, schwereren Dieb- 
stahl über 5 Sol. und drei Mal verübter leichteren unter ö 
SoL, erkennt dies Gesetz überall die Strafe des Verlustes von 
Augen oder Hand, während diese Verbrechen in den Volks- 
rechten durchgehends nur mit einer Busse ges ühnt wu rden 2). 
Wir erinnern uns zugleich, dass dieselben Verbrechen im FJ- 
sasser Gottesfrieden als singulare Erscheinung mit der To- 
desstrafe resp. Handabhauen bedroht waren, dass die Ver- 
einbarung der Geistlichen auf der Mainzer Synode von 1085 
für Hausfriedensbruch ebenfalls die erstere Strafe aber als 
allgemein anzuwendende Sühne in Aussicht genommen hatte. 
Für kleinern Diebstahl, wenn er zum ersten Mal auftritt, 
ist im Landfrieden von 1103 das Ausreissen der Haare, das 
wohl nicht ohne Verlust der Kopfhaut abgehen mochte und 
uns im Verein hiermit schon 1049 als Decalvation begegnet 
ist 3), neben die Stäupung getreten, aber characteristisch ist 
es, dass die Busse verschwunden, nur einfache Zurückstellung 
der entwendeten Sache geboten vrird. Suchte - Jemand die 
Durchführung des Urtheils an sich dadurch Trotz zu bieten, 
dass er an einem festen Ort sich gegen seine Bundesverwand- 
ten verschanzte, so war es, wie im Frieden von 1097, nicht 
sogleich, sondern erst nach ^dreitägiger Belogßnuogjerlaubt, 
zur Zerstörung der Burg vorzugehen. Entzog sich Einer aber 
der Vollstreckung des Urtheib gänzlich, so verfielen seine 
Lehen und AUodialgüter, vne auch dies die strafrechtliche 



1) Vgl. p. 69. n. 1. — Wilda p. 957—959, 940—944, 946 f. 

2) Wilda p. 794 f. 755—757. 713. 698 f. Auf freventlichen Tod- 
schlag war durch das schon einmal erwähnte Child. II. decret. 596. 
c. 5 die Todesstrafe gesetzt worden, was aber, wie mit Recht vermu- 
thet worden, nie durchgedrungen ist. 

3) Vgl. Wilda p. 514. 
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Folge der Diffidationserklärung in der nämlichen Eidesformel 
von 1097 gewesen sein wird. Im Gottesfrieden von 1085 
w^ard dies als Strafe für die Freien überhaupt bezeichnet, 
wenn sie die gefriedeten Tage durch Tödtung, Verwundung 
oder auf irgend eine andere Weise zu entweihen sich heraus- 
nehmen. Am meisten mag aber, im Gegensatz zu dem ersten 
allgemeinen Landfrieden, die Fügsamkeit der Grossen in die 
Bestimmungen von 1103 der eine Satz hervorgerufen haben, 
der ihrem Begriff von Freiheit in der Gewährleistung eines 
nur durch die Rücksichtnahme auf den Heimfrieden be- 
schränkten Racherechts an ihren Feinden vollauf Rechnung 
trug. Trotzdem aber waren die Folgen des Friedens überaus 
wohlthätige. Eine Abhülfe in der Noth den Elenden und 
Bedrückten, allen Gutgesinnten ein Segen, ward er den Ue- 
belthätem und Uebermächtigen, gerechtes Mass austheilend, 
zum grössten Schaden, denn dem Verbrechen wurde energisch 
gewehrt, Friede und Gerechtigkeit ins Land gerufen; unbe- 
helligt von den Wegelagern konnte der Kaufmann seine 
Strasse ziehen, und im Walde lauerte nicht mehr der heim- 
tückische Mord. Nicht mehr ward voii der hohen Räuber- 
bande in den kleinen Felsennestem an den Ufern der Flüsse 
die Pulsader des mittelalterlichen Verkehrs durchschnitten; 
sicher fuhr der Schiffer den Strom hinab. So preist der 
enthusiastische Panegyricus Heinrichs IV. das Werk seines 
geliebten Kaisers, des selbstvergessenen Herrschers, der die 
endlosen ihm zugefiigten Unbilden mit einer allgemeinen 
AmnestifiÄddäxPSg vergilt '). Aber auch der Abt von Aura 
rühmt den blühenden Friedenszustand dieser Zeit, der als 
lang entbehrtes Labsal um so mehr gewürdigt wurde 2). In- 
dessen scheinen seine Segnungen factisch mehr den niedem 
Klassen als den Grossen des Reichs zu Gute gekommen zu 
sein. Die Wuthausbrüche des Pöbels, so lange sie verhalten 



1) Vita Heinr. IV. c. 8: Mira res, nee minus ridicula; alii iniu- 
rias saas iniuriis vindicant , itnperator sua pace vindicat. — Ann. 
Aug.: canctisqne gratia sua carentibus commissa dimisit. — Vgl. p. 
25 n. 1. 

'^) Vgl. V. Giesebrecht III, p. 1176. 
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waren, nahmen plötzlich einen desto drohendem Charakter 
an. Die Verwilderung der Sitten, die Roheit der ßechtsan- 
schauungen hatte sich den Massen mitgetheilt und trat nuc 
in erschreckendem Masse zu Tage *). Da musste Abhülfe ge- 
schafft werden. — 

Zur Einhaltung des von Heinrich publicirten allgemeinen 
Friedens hatten nur die Primaten des Reichs sich verbürgt. 
Nun wird es Bedtirfhiss, dass Jeder, wess Standes er auch 
sei, durch die Heiligkeit des Eides an die durch die Grossen 
stipulirten Vertragsbedingungen gebunden werde. Das war 
1093 beim süddeutschen Landfriedensbündniss geschehen und 
schon vorher die Tendenz des Gottesfriedens gewesen. Des- 
sen Bestimmungen waren übrigens durch die Mainzer Land- 
friedenseinigung keineswegs aufgehoben, sie mussten sich viel- 
fach durchkreuzen, und wenn man die einträglichen Strafen 
der letztern zur Geltung bringen konnte, mochte man beson- 
ders wohl in den geistlidien Territorien geneigt sein, sie in 
Anwendung zu setzen. Ich entnehme dies aus einer Schen- 
kungsurkunde des Wirzburger Bischofs Emehard 2) , worin 
für den Bruch eisL^g^riedens , welchen alle zu ihm in Ab- 
hängigkeitsverhältniss stehenden einmüthig zu halten sict 
eidlich verpflichtet hatten, die Strafbestimmung des Exüs und 
des Verlusts von Eigen und Lehen erwähnt wird. Eine sol- 
I che findet sich aber nur in den Constitutionen der Treuga 
von 1083 und 1085, und so mag man hier im Ostfränkischen 
mit Anlehnung an den auf ewig abgeschlossenen Gottesfrie- 
den der Mainzer Synode zu einer gesonderten Friedensauf- 
richtung geschritten sein, welche den eben erwähnten Ver 
hältnissen Rechnung trug, zumal da die Betheiligung der 
Wirzburger Kirche an dem allgemeinen bischöflichen Frie- 



») V. Giesebrecht III, p. 718 f. — Franklin 1. c. p. 522. 

2) Mon. Boica, XXXVII, p. 32: Praedia .... acquisivi hac ratin- 
ne quia infirmata et conculcata ea, quam omnes regimini meo subja- 
centes concordi voluntate susceperant et iuramentis corroboraverant. 
pace, inimicis suis non pepercit, proque admisso non modo exilii pe- 
nam sed et omnium tarn prediorum quam beneficiorum iacturam in- 
currere debuit. Hier also das erste directe Verbot der Fehde, ganz 
anders als 1103. 
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dens^werk 1085 wegen des damaligen reichsfeindlichen Inha- 
bers derselben, des starren Gregorianers Adalbero, nicht hatte 
stattfinden können. 

Hecht deutlich ist der Zwang zum Beitritt für Jedermann 
in einem schwäbischen Provinzialfrieden ') ausgesprochen, der 
sicli möglicEst an den aUgemeinen^TjanHfrieden von 1103 an- 
schliesst, und den der Schwiegersohn des Kaisers, Herzog 
Friedrich mit vielen Grafen beschwor, und welchem der Bi- 
schof Hermann von Augsburg und Eberhard von Eichstedt 
mit ihren angesehensten Geistlichen ihre Zustimmung liehen. 
Hierin wird ausser dem herkömmlichen Kirchenfrieden und 
dem Schutz, welcher den Weibern vor Gewalt garantirt wird, 
nicht nur den Handeltreibenden, sondern auch, wie dies 
schon die Elsässer Friedensvereinbarung und die Treuga von 
1085 gethan hatte, den wohlthätigen Versorgern der hohem 
Claasen, den verachteten Bauern und überhaupt allen Men- 
schen innerhalb ihrer hovestete, ob diese äusserlich abge- 
gränzt sein mag oder nicht, ein besonderer Friede zugesichert, 
auf dessen Brueh Verlust der Hand gesetzt ist. Für Dieb- 
stahl unter und über 60 Denare (= 5 Sol.) ist die gleiche 
Strafe wie im allgemeinen Frieden vorgesehen, nur ist für 
die kleinen Diebe noch die Pein des Brennens an beiden 
Kinnbacken bis zu den Zähfien mit glühendem Eisen hinzu- 
gethan worden , aber die Ersatzstrafe des Verlusts der Augen 
fü^ grossem Diebstahl weggefallen. 

Nähere Bestimmungen über das gerichtliche Verfahren 
besagen, dass die Klage auf Diebstahl oder irgend eine an- 
dere Schuld von dem Geschädigten in der Parochie des Be- 
klagten vors Volk gebracht werden muss mit der Formel: 
'Jener N. hat. in dieser Sache den Frieden gegen mich ge- 
brochen'. Darauf wird Termin über 14 Tage für den Be- 
klagten angesetzt. Erscheint er nicht, dann wird die Frist 
noch 2mal um dieselbe Zeit verlängert, darauf aber wird er 
des Friedbruchs schuldig erklärt. Wenn Einer den Frieden 
gebrochen, aus dem Lande entflieht und verborgen bleiben 



•) Als Constitutio pacis provincialis gedruckt bei Pertz , Leggr. 
II, p. 61. 
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will, bis die Zeit seiner Geltung abgelaufen ist, nämlich hl 
Ostern übers Jahr, soll, wenn er auch zurückkehrt, die fest- 
gesetzte Strafe erleiden. Als letzter Termin für den Schwiu: 
den eben alle leisten zu sollen scheinen, ist 4er nächste Tag 
St. Marien festgesetzt; wer denn nicht geschworen hat, ver- 
liert die Hand, wenn er sich nicht durch das Zeugniss ' 
wahrhaftiger Männer seines Standes reinigen kann, dass er 
von Niemanden von diesem beschworenen Frieden gehört. 
Wer ihn aber aus Lauheit nicht schwören will, weil er meint: 
*Ich schade Keinem, und Miemand schadet mir'; und wer den 
Friedbrecher kennend sich ängstigt ihn zu nennen , oder ihi 
aufnimmt imd schützt oder ihn sogar für Geld oder sons: 
irgendwie entfliehen lässt, erduldet die gleiche Strafe mit 
ihm. Die Eigengüter des Entflohenen nehme der Herzog. 
Graf oder Vogt oder unter welchem Richter er gerade stand, 
in Beschlag und behalte sie bis zu dessen Tod in Sequestm*, 
dann mögen sie die firben erhalten; die Benefizien jedoch 
zieht der Lehnsherr ein. Wenn sich der Friedsbrecher at 
einem befestigten Ort verbirgt, erhebe der, gegen weichet 
der Friede gebrochen ist, den Landschrei beim Volksgenchi 
und verfolge ihn mit demselben bei einem Tag und einer 
Nacht, und belagere ihn 3 Tage und ebensoviel Nächte, und 
kann die Burg innerhalb dieser Zeit nicht erobert werden, 
rufe man den Herzog mit den Grossen zur Zerstörung her- 
bei. Schliesslich ist, zum ersten Mal, in ,unsem Landfne- 
den auch eine Bestimmung aufgenommen, welche Jedem, der 
mit Schlingen oder Fussfesseln Hirsche, Hirschkälber, Reh- 
böcke, Ziegen, Ziegenböckchen oder Hasen fängt, nicht nur 
Verlust seiner ganzen Habe androht, sondern auch dem Ei- 
genthümer des Grund und Bodens das Recht gibt von dem 
Frevler entweder die Rechte oder V2 Pfund Denare ') zin 
Auslösung derselben zu verlangen. 



1) Nach den kölnischen Mark oder Pfund gerechnet, was seil 
Mitte d. 11. Jahrhunderts vorzugsweise gesehah, wären dies 120 De- 
nare = 10 Solidus. — Vgl. Floto, 1. c. I, p. 135. — Da auf Diebstahl 
von 5 Sol. an gewöhnlich das Handabhauen gesetzt ward, ward difö 
also nur als einfache Sühne betrachtet. 
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Soweit der ohne Zweifel auf der offiziellen Beurkundung 
der Landfried^nseinigang basirende Bericht, welcher durch 
AujEzeichnung von unbekannter Hand aus dem Anfang des 
12. Jahrhunderts im selben Manuscript wie die allgemeine 
Friedenaconstitution uns erhalten ist 2). Daraus hat wohl 
Pertz den Schluss zu ziehen sich berechtigt gehalten, dass 
sie in derselben Mainzer Curie ihre Entstehung gefunden, 
und auf seine Autorität gestützt scheinen namhafte Forscher 
dasselbe angenommen zu haben. Stalin 3) und Giesebrecht ^) 
Bprechen Ton unmittelbar auf die allgemeine gegründeten be- 
sondern Friedenseinigungen, Eluckhohn ^) lässt sie um die- 
selbe Zeit gesdilossen werden , und Franklin ^) verlegt sie 
ausdrücklich gleichfalls nach Mainz. Nun ist es indessen an 
und für sich schon sehr unwahrscheinlich, dass der Kaiser 
selbst die Errichtung eines Provinziallandfriedens veranlasst 
haben sollte , worin auf ihn gar keine Bücksicht genommen 
wird, und der nur geeignet gewesen wäre , von vornherein das 
Ansehen des Beichsfriedens zu erschüttern. Und andererseits 
ist es schwer denkbar, Friedrich von Staufen, der bngjährige 
Verbündete des Kaisers , doppelt durch Bande der Verwandt- 
schaft und höchsteigne Interessen an Heinrich gekettet, sei 
eidbrüchig sofort nach geleistetem Schwur auf ein Markten 
der einzelnen Bestimmungen eingegangen und habe nach 
Willkür sie für sein Herzogthum anders geordnet. An seiner 



') ^S^' P* '^^ ^' 2- ~ ^^ ^' ^^ ^* ^™ untern Bande, beginn^id, 
füllt er die wahrscheinlich ursprünglich leergelassene Seite f. 69 b, un4 
ist dann obem und untern Bande von 70 a b nnd 71a fortgesetzt, und 
am untern Band von 71b zu Eude geführt. Nach Excipiuntur advp- 
catio .... ist der Schluss weggeschnitten. (Freundliche Mittheilung des 
Herrn I^of. v. Halm.) Man sieht, der Anonymus hat dahin geschrie- 
ben, wo er eben Platz fand. Zwischen dieser anfönglichen Notiz und 
der sogenannten Gonst. pac. gen. findet sich alles mögliche bunt durch- 
einander gewürfelt eingeschoben , wie ich aus dem, auf diplomatischein 
Wege mir zugegangenen Cod. ersehen habe, ein zeitlicher Zusammen- 
hang ist also gar nicht anzunehmen« 

2) 1. c. II, p. 35 f. 

3) 1. c. m, p. 71 f 

4) 1. c. p. 83. 
.5) 1. c. p. 518. 

6 
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Geneigtheit zur stricten Ausführung der Mainzer Beschlüsse 
haben wir nicht zu zweifeln, da seine Stellung zum Kaiser 
die beste war. Wohl aber wird man den Abschluss eines be- 
sondem schwäbischen Landfriedens begreiflich finden, went 
wir ihn in einer Zeit suchen dürfen, wo die Grossen sich 
eben nicht mehr der Einsicht verschliessen konnten, dass, 
so ernstlich das Reichsoberhaupt auch die Absicht zu hegec 
schien, die Friedenssatzungen zur Geltung zubringen, es ihm 
nun wirklich an der factischen Macht fehle, diesem Willen 
den gehörigen ^Nachdruck zu geben. Es konnte sich da,8 Eö- 
nigthum uni mit ihm die königliche Strafgewalt nicht wieder 
so schnell aufraffen, nachdem man seine systematische Zer- 
bröckelung im grossen Bürgerkriege zu betreiben mit allem 
Eifer sich beflissen gezeigt hatte. Und nun schlich der Ver- 
rath wieder um in deutschen Landen. 

Da, im Jahre ^1104, wohl gegen das Ende hin, — so 
wird uns durch das AÜjgsburgcr Decanats-Ghartularium *) be- 
zeugt — hat sich der Bischof Herimann, dem der Eichsted- 
ter bald gefolgt sein wird, einem Landfriedensbündgjss ange- 
schlossen, wozu die Initiative von Friedrich von Schwaben 
ausgegangen war , welcher nunmehr am Abend seines Lebens 
stehend , wenn auch noch stets bereit seine Kräfte dem Reichs- 
dienst zu widmen, doch vor allem dem Herzogthum, worum 
er beinahe 21 Jahre lang mit abwechselndem Glück gerun- 
gen hatte, als theuerstes Vermächtniss den Frieden zu hin- 
terlassen .gesonnen sein mochte. Und zweifellos waren es 
seine Rechtssätze, die wir oben dem Leser mitgetheilt haben. 
In ihrem ursprünglichen Durcheinander, das wir möglichst 
vermieden haben, soweit der Character der Mittheilung da- 
durch nicht beeinträchtigt wurde , sind sie wohl geeignet auf 
uns den Eindruck zu machen , als ob hier zwei nicht zusam- 
menhängende Stücke von unkundiger Hand zusammengestellt 
wären, aber da keine absolute Wiederholung stattfindet, und 

i) Braun, Geschichte der Bischöfe von Augsburg, II, p. 29, citirt 
es noch als Chartularium Decanatus augustani, p, 107, das sich jetzt 
aber nicht mehr in A. befindet , wie Hr. Domprobst Dr. Steichele mich 
gütigst hat wissen lassen; wo es hingekommen ist, habe ich nicht in 
Erfahrung bringen können. 
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a*uch die Zeitbestimmung für die Geltung eines beschworenen 
Friedens nicht immer den Rahmen seiner einzelnen Artikel 
schliesst, und zudem in allen bisher betrachteten Urkunden 
eine gewisse Systemlosigkeit vorherrschend war, die aus der 
^atiir der Landfrieden als Gelegenheitsgesetze sich leicht er- 
Iclärt, sind wir wohl berechtigt, sie wenigstens als einander 
sich ergänzend zu betrachten , zumal wir mit einer Scheidung 
in seine möglichen Elemente uns auf ein Gebiet höchst un- 
sicherer Combinationen verlieren würden. 

Besonders characteristisch nun für diese zwischen den 
Grossen vereinbarten Friedensartikel ist, wie schon oben her- 
vorgehoben, dass sie eine unbedingte Geltung in Anspruch 
nehmen. Während der erste Reichslandfriöde von 1097 , und 
Tvie es scheint auch der allgemeine von 1103, nur diejenigen, 
welche sich seinen Sat^nngp.n uniefvorfen haben, nach die- 
sem Recht zu beurtheilen intendirt, wenn gleich allen der 
Beitrittt offen gelassen wird, liegt^ier der Gedanke zu Grunde, 
dass ein Jeäfir-,zum Schwur verpflichtet sei, und für den, 
welcher sich dem entziehen sollte , wird , selbst wenn es gar 
nicht aus böser Absicht geschähe, Zwecks der energischen 
Durchführung dasselbe Strafmass wie für den Friedensbruch 
festgesetzt. Unwissenheit muss erst durch Zeugenausweis er- 
härtet werden. Und klar ist, dass hier Freie, die in irgend 
einem Abhängigkeitsverhältniss von den hohen Paciscenten 
standen, und Ministerialen und Unfreie überhaupt gleicher- 
massen im Auge gehalten sind i), denn den selbstständigen 
schwäbischen Herren, welche sich dem Frieden noch nicht 
angeschlossen hatten, auf diese Weise in ihrer freien Ent- 
schliessung vorzugreifen, konnte man nicht wähnen weder 
Berechtigung noch die Macht zu haben. Höchst werthvoU 
sind die Bestimmungen über die Ausführung der vereinbarten 
Strafansätze. Wem fiel diese überhaupt ob? Bisher haben 
wir darüber keine Verordnung gefunden, aber man sollte 
denken, allein den Besitzern der regelmässigen Gerichtsbar- 



') Es geht dies hervor aus: Si quis coruptor pacis aufugerit, dux 
vel comes, vel advocatus vel quilib et rector sub cuiiis regimine prius 
uerat . "~^ 
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keit, und da sei das zuständige Gericht gewesen , wo Elagea 
änssubringen gewesen wären. Aber hier werden wir eines an- 
dern belehrt. DasVolk jX ist es , das zur Ueberwachung des 
Friedens mit herangezogen wird, und nachdem man zum 
Schutz die Verpflichtung gefugt hatte, knüpft man mit der 
Aufnahme dieses Gedankens aus den Friedenseinigungen der 
Kirche, bei der ja wohl hie und da je nach Bedürfniss eine 
demokratisirende Tendenz sich zeigt, das Interesse an die 
Verpflichtung. In Landfriedensbruchsachen hatte hier in 
Alemannien nun wieder das Volk das Urtheil zu finden und 
auszuführen, während sonst seit der Einführung der Schöf- 
fengerichte unter den Karolingern *) die Theilnahme ^er 
Gemeinfreien an der gerichtlichen Thätigkeit sich auf die 3 
Echtdinge beschränkte. An das Volk wird hier die Klage 
mit einer sterotypen Formel gerichtet. Vor's Volk wird der 
Beklagte vorgeladen und Fristen von 14 zu 14 Tagen gesetzt 
nach alter Weise. An daa Volk ergeht die Aufiforderung zur 
Verfolgung des Friedbrechers. Mit dem Volk belagert der 
Kläger denselben, wenn er sich in einen festen Platz gewor- 
fen hat, um die Anerkennung dieses Friedensrechts zu er- 
zwingen; erst wenn es ihnen nicht gelingt ihn zur Capitula- 
tion zu bewegen, resp. die Festung zu zertören, soll die 
richterliche Gewalt herbeigerufen werden. Es drängen sich, 
wie wir sehen, die Verordnungen über das Executionöverfah- 
ren besonders gegen einen contnmax im Landfrieden von 1104 
durchaus in den Vordergrund. Nicht so ins einzelne gehend 
wie im ßeichslandfrieden des vorangegangenen Jahrs sind die 
Strafen für den Friedbruch selbst. Neu ist die Strafe des 
Verlusts der Hand wegen Entziehung vom richterlichen Aus- 
spruch durch Nichterscheinen zur letzten Frist. 

Wie dieses schwäbische Landfriedensbündniss st^ht bei 
Pertz 3) eine Constitution zur Sicherung des öffentlichen Frie- 
dens in der Constanzer Diözese als Anhang zur Mainzer Curie, 
auf der am 6. Januar 1103, wie wir uns erinnern, der Beichs- 



1) lieber populuB vgl. Dönniges, 1. c. I, p. 597« 

3) Waitz, deutsche YerfassnngsgeschiQhte, lY, p. 325 ff. 

3) 1. c. als Gonstitatio pacis in dioecesi Gonstantiedsi gedruckt. 
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iandfriede pubHcirt wurde. Kluckhohn setzt ihn geradezu ins 
Jahr 1103, während im Text des Friedensgesetzes nur der 
21. October als der Tag der Statuirung angegeben ist. Der 
,Herr Bischof von Constanz', der es hier für nötiiig hält, mit 
Zustimmung seiner Aebte, Clerikern und der versammelten 
Laien, in Gegenwart eines durch die göttliche Vorsehung 
sich einfindenden apostolischen Legaten, bis Pfingsten einen 
Frieden zu setzen, wodurch allen Diözesamen Ruhe geboten 
und denen die seiner Gerichtsbarkeit unterstehen Schutz und 
Sicherheit gewährt wird, — ist nicht mit Namen genannt. 
Pertz schreibt ihn Gebhard zu, vielleicht aus dem Grunde, 
weil in der mehrerwähnten HM»lschrif t , worin sich auch diese 
Notiz an den Rand geschrieben befindet i), ein Brief des 
Papstes P(aschali9) an den Cons tanzer Bischof, G(ebehardus) 
aber an einer ganz andern Stelle und wie es scheint von 
einer andern Hand uns aufbewahrt ist 2). Aber dann 
kann man ihn auch gewiss nicht 1103 setzen, denn um die 
Zeit der Erlassung befand sich Gebhard gar nicht in sei- 
ner Diözese. Es ist ein merkwürdiger Irrthum, dem ich bei 
einem so hervorragenden Forscher wie Stalin 3) begegnet bin, 
dass der Zähringer schon 1103, nachdem er am 2. Februar 
vertrieben worden 4), wieder Besitz von seinem Bischofsstuhl 
genommen habe; gerade aus der Quelle, worauf er sich be- 
ruft 5), geht hervor dass erst 1105 er mit den übrigen reni- 
tenten Bischöfen von dem hochverrätherischen Heinrich V., 
welchen er sich beeilte zur Ausbreitung der Herrschaft Got- 
tes auf Erden in amtsmässigem Eifer von dem heiligsten Bande 
der Natur auf allerhöchsten Wunsch loszulösen, restituirt 
worden ist. Es kommt hinzu, dass von 1089 bis zu seinem 
Tode im Jahre IHO Gebhard von Zähringen selbst die Func- 

M Vgl. p. 74. n. 2; 81, n. 1. >* f. 9b und lOa am imtem Bande. 

2) f. 2 b 8qq. 

3) 1. 0. II, p. 36. n. 4. 

*) Chron. Petersh. bei Mone, Badische QuellenaammluBg, I, p. 148. 

^) Chron. Petersh. 1. c. Heinrico ergo postquam regnum obtinuit 
(1105)" confestim expulso Amolfo Gebehardum maximo cum honore in 
episcopatum suum restitnit. Aeltere Forscher wie Neugart, 1. c. p. 
497. n. 8. und Gerbert, Eist, silvae nigrae, p. 368. haben hierin schon 
richtiger gesehen. 
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tionen eines Vertreters der römisclien Curie in Detttschland 
wahrnahm, und um diese Zeit gerade, worum es sich hier 
handelt, war er meines Wissens der einzige. Nach BemoH 
war er von Paschalis 1100, wie 1089 von Urban, mit der 
apostolischen Legation betraut worden. Zum Jahr 1103 wird er 
vom Petershauser Chronisten wieder als solcher hervorgehoben. 
Der Synode von Nordhausen um Mitte des Jahrs 1105 wohnte 
er noch allein in dieser Würde bei O-j Auf dem Mainzer 
Reichstag erweist Heinrich V. nur G ebhard als Legaten d en 
^schuldigen Gehorsam' 2). Es wird also diese Conötitution 
nicht mehr wie Kluckhohn und andere gethan haben als dem 
Jahre 1103 angehörig citirt werden dürfen. Es liesse sieb 
vielleicht mit mehr Wahrscheinlichkeit das Jahr 1105^ als 
Entstehungszeit bezeichnen, denn nicht undenkbar wäre es. 
^ ^ dass um die Zustände in seiner Diözese , resp. seinem Ge- 
richtssprengel neu zu befestigen ein ausser ordentliches Fy ie- 
densgebot , denn als solches scheint sich der Constanzer Land- 
friede dsurzustellen, nach seinem Widerantritt des bis chöflichen 
Amts von Gebhard publicirt worden wäre, und vielleicht hat 
der zum Zweck der Absetzung Heinrichs IV. besonders dele- 
girte päpstliche Legat, der Cardinalbischof von Albano, bei 
seinem Betreten des deutschen Bodens seinen Weg über Con- 
stanz genommen, aber Neugart ist geneigt anzunehmen, das8 
G. vor 1107 gar nicht in seine Diözese zurückkehrte, und 
ich halte es zudem für sehr wenig wahrscheinlich, fast füi* 
unmöglich , dass der Titel, welcher ihm von Rechtswegen zu- 
kam , hier in Gegenwart eines andern verschwiegen, gewisser- 
massen durch diesen niedergelegt worden sein sollte. Also 
wird dies Rechtserzeugniss wohl einer spätem Zeit angehören, 



') Interim vero sagt der Hildesheimer Annalist (SS. III, p. 108 1 
visum est eideiii Gebebardo apostolicae sedis legato et Hutbardo ponti- 
iici. . .. habere consiliura Und aueh sonst nennt dieser Autor noch 
der Abt von Aura Rntbard um diese Zeit als Legat neben 6. 

2) Ecceh. SS. VI, p. 227. — v. Druffel, 1. c. p. 33-34. hat die viel 
bei ihm fungirenden 2 Legaten vielleicht aus der Bezeichnung respon- 
salium domni Paschalis Papae für Buthard nejben 6. geschöpft, aber 
selbst dieser Ausdruck kommt in den Bedactionen C. D. E. nicht vor. 
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iine Ansicht, die Giesebreeht zuerst ausgesprochen hat >). Da- 
mit fällt es ausser den Bereich dieser Untersuchung eine 
positive Zeitbestimmung dieses Friedens zu unternehmen, der 
stuch durch seinen Inhalt, indem er die Fürbitte und d^ 
Segen der Kirche, Erlass der Busse verheisst für seine treue 
Einhaltung, eine Bestimmung, die, soviel ich weiss, ausser- 
dem nur in dem Grottesfrieden8decret_jifia. Erzbischofs von 
Auch vom Jahre 1140 wiederkehrt 2) , — und als Strafe nur 
die Excommunicatioificennt , auf ganz anderen Boden als die 
betrachtetet Landfriedensaufrichtungen mit ihren weltlichen 
Strafen steht. Dass wir es hier mit einer solchen zu thun 
haben, kann man aus dem Bericht selbst nicht folgern 3), denn 
zur Sicherung des öffeiitlichen Friedens diente sowohl der 
Landfriede als der Gottesfriede. Unserer ist seinem Ursprung 
nach als anceps zu bezeichnen. — 

Ich nehme hiermit von der Zeit Heinrichs IV. und dem 
Leser Abschied. Es tritt nun eine Epoche gänzlichen Ur- 
kuiidenmangels ein, nachdem die Inauguration des usurpato- 
rischen Begiments seines die Herrsucht zur Lebensmaxime 
erbebenden Sohnes durch die Treuga regis Heinrici als un- 
richtig erwiesen worden. Nur höchst dürftige chronistische 
Aufzeichnungen sind uns hinterlassen, aus denen ein bestimm- 
tes Bild von der Fortentwickelung unserer Institution zu ge- 
winnen nur bei gleichzeitiger Würdigung der politischen Ver- 
hältnisse einigermassen möglich sein wird. Diese Aufgabe 
bleibe der Zukunft vorbehalten, hier bleibt uns nur noch die 
aus dieser Untersuchtmg gewonnenen Resultate kurz zusam- 
menzufassen. 

Wir haben gesehen, wie durch das ganze 11. Jahrhun- 
dert hindurch sich die Bemühungen gezogen haben, einen ge- 
setzlichen Zustand auf dem Boden des geltenden Rechts wie- 
derzustellen oder doch zu befestigen, die theilweise vom 



1) 1. c. III, p. 1176. 

2) Decretnm Gull. Ausc. Archiep. de pace et treuga (Bonquet, Re- 
ceuil des bist. XIV, p. 392.) — Vgl. Kluckhohn, 1. o. p. 116. f. 

3) Kluckholin , p. 83. nimmt dies an , aber es heisst doch nur : 
Haec de pace publica statuta sunt. — Vgl. v. Dm£Pel, 1. c. p. 21. 
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Reichsoberhaupt selbst ausgingen, andemtheils von den 
vinzialen selbstständig unternommen wurden, die dann schol 
zu einer solidarisoh verpflichteten Schwurgenossenschaft siel 
zusammenschlössen oder eben vom Kaiser dazu gezwungej 
wurden. Während dem waren die Gottesfriedenseinigungej 
auf die Fortbildung des germanischen Systems der besondei 
Befriedigung gerichtet, und hierauf hat noch vor Ende d( 
selben Jahrhunderts die Territorialgewalt, anfänglich im Gt 
gensatz gegen die im Königthum repräsentirte deutsche Staat« 
idee ein zeitlich, räumlich und auch wohl schön materiej 
von den Yolksgesetzen eximirtes Friedensrecht begründei 
das, auf beschworenen Vertragen beruhend und in diese] 
reUgiösen Element gerade eine mächtige Stütze findend i), 
den Landfriedensaufrichtungen in die Erscheinung trat. Mi 
lebendigem Yerständniss vom vierten Heinrich ergriffen, woj 
bei er den Umständen gemäss der vertragrechtUchen Fo] 
sich fügte, wurden sie zu einer Stütze königlicher Macht unj 
Riehtei^ewalt herangezogen, wobei mehr oder minder diverij 
girende Tendenzen für die Folge nicht ausgeschlossen werf 
den konnten. Auf alle Fälle aber wird sich von den Lands 
frieden, woher sie auch ihren Ursprung jedesmal genommei 
sagen lassen, dass sie eine dvilisatorische Aufjgabe erfüllf 
haben, deren Bedeutung wir in einer Zeit überlieferter codi 
solidirter Bechtsbegriffe zu gering anzuschlagen leicht genei^ 
sind, wozu wir aber um so weniger Berechtigung haben, 
wir anzunehmen gezwungen sind, dass man auch nach Ablai 
der vertragrechtlieh nur periodisch Kraft habenden Landfrie« 
densbestimmungen noch auf sie Bücksicht zu nehmen pflej 
wenn es irgendwie anging; denn nur so konnte sich ein Land« 
friedensrecht an die Stelle des gemeinen setzen, auf weichet 
erstere sich spätere Kaiser 2) als altes Becht, als Karl 
Becht3), dessen Litegrität sie achten wollen, mit Vorhebl 
berufen. 



1) Böhlau, ]. c. p. 81. 

3) Const. de pace ten. et eius vioL, Legg, II, p. 101. — Itdfr. vo| 
1179, Acta Imperii selecta, Böhmer, I, p. 80. nr. 138. 
3) Vgl. Stobbe, 1. c, I» p. 3Ö7. 
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S. 7. Z. U. liea: bst, und lUtt: lut und 
S. & Z. 19. he*i TctMI statt: TorftU 
S. 11. Z. U lie*: quiete statt: qnite 

S. 20. Z. 26—37. )i«a: ihr du Radiarecht bereitwillig itatt: 
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3. 34. Z. II. lies: I4M3: anf statt: 1043 snf 
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S. 33. Z. 37. 



tiee: indem er du aUU; indem daa 
33. liea: diese statt: diaa 
10. üea: Warten statt : Wnrten 
3. lies: Emhsrd statt: Euchard 
17. He«: Ludfrbdna« statt: Bandfrbdnis 
23. lies: nicht statt: nicha 
3—4. liea: Moment die statt: Moment, die 
5 Uea: der statt: den 



74. Z. 32. lies: 



i. 80. Z. 18. lies 



gefolgoi statt : gefolgort 
Sequester statt: Sequeatnr. 
Friedbrecbcr statt: niedabrecber 
(aerat statt: oerat 
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